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Teuerung u. Agrarwucher.
Es bleibt bei der Teuerung; das iſt das Reſultat

der Verhandlungen der vom Reichstage eingeſetzten „Teue-
rungskommiſſion“. Statt irgendwelche entſchiedenen
Mittel zur wirklichen Bekämpfung der Teuerung in Anwendung
zu bringen, beſchränkte ſich ihre Tätigkeit auf das geſetzliche
Sanktionieren der von der Regierung ergriffenen völlig un-
genügenden Maßnahmen. Die Vorſchläge der Sozialdemo-
kraten, die eine wirkliche Linderung der Fleiſchnot bringen
würden, wurden in der Kommiſſion von allen Parteien, auch
von den Fortſchrittlern, abgelehnt. Mehr noch, in dem Geſetz
entwurf, dem die Kommiſſion zuſtimmte, wird nichts Beſtimm-
tes beſchloſſen und geboten, ſondern die Regierung wird bloß
ermächtigt, bis zum 1. April 1914 die Fleiſchzölle für den
gemeindlichen Fleiſchbezug der großen Städte zu ermäßigen.
Alles bleibt der Willkür der Regierung überlaſſen; und wie ſie
ihre Freiheit zu benutzen gedenkt, zeigt die Antwort ihres Ver-
treters auf eine Frage des Genoſſen Wurm, daß die preußiſche
Regierung dieſe Ermäßigung für Berlin ſchon am 31. März
1913 aufhören laſſen will.

Harte, bittere Worte ſind darüber gefallen; und mit Recht.
Mag noch ſo oft und unwiderleglich bewieſen ſein, wie ſehr die
Koſten der Lebenshaltung geſtiegen ſind und welche verhängnis
vollen Folgen die Unterernährung, die langſame, chroniſche
Hungersnot für die Maſſen des Volkes mit ſich zieht, die Re
gierung kümmert ſich gar nicht darum, ſondern hört nur auf
das Gebot der Agrarier, die bei den hohen Fleiſchpreiſen hohe
Profite machen. Aber darin liegt ſchließlich auch nichts
Wunderbares. Wo gibt es heute in Deutſchland noch einen
Menſchen, der in der kindiſchen Jlluſion lebt, die Regierung
ſei zum Wohle des Volkes da und denke nur daran, den Jnter-
eſſen der Volksmaſſen zu dienen? Von einer Regierung der
ausbeutenden und wucheriſchen Klaſſen die Wahrnehmung der
Volksintereſſen zu erwarten, iſt genau ſo widerſinnig, wie von
den Wölfen liebevolle Fürſorge für das Wohl der Schafe.

Das ſoll durchaus nicht beſagen, daß dieſe Wucherpolitik der
herrſchenden Klaſſe in Deutſchland für ſie die einzig mögliche,
natürliche und vernünftige Politik wäre. Keiner kann von ihr
erwarten, daß ihre Vertretung, die Regierung, die Jntereſſen
der anderen Klaſſen wahrnimmt, aber man könnte von ihr ver
langen, daß ſie die Intereſſen der eigenen Klaſſen in der heſten,
weitblickendſten Weiſe verträte. Es liegt micht im wirklichen
Intereſſe einer herrſchenden Klaſſe, und iſt daher keine gute
Politik, über das Leiden, die Erbitterung und Empörung der
unterdrückten Maſſen gleichgültig hinwegzuſchreiten, denn da-
durch wird das Fundament ihrer Herrſchaft untergraben. Die
große Politik wirklicher Staatsmänner hat immer darin be-
ſtanden, den großen, bleibenden Klaſſenintereſſen, wenn nötig,
die augenblicklichen beſchränkten Profitintereſſen der einzelnen
Perſonen von heute zu ppfern; dafür hatte ſie freilich oft gegen
den wütenden Widerſtand der eigenen Klaſſe anzukämpfen.
Darin hat vor allem die engliſche Bourgeoiſie Muſtergültiges
geleiſtet, und ſie hat damit in der Tat erreicht, daß während
eines ganzen Jahrhunderts gewaltiger kavitaliſtiſcher Entwick-
lung keine revolutionare proletariſche Bewegung emporkommen
konnte. Jm vollen Gegenſatz dazu denken die deutſchen Mini-
ſter nur daran, voll Angſt vor dem Verluſt ihres Poſtens. den
unmittelbaren Profitwünſchen der Junker zu gehorchen; ob ſie
mit dieſer brutalen Politik die Maſſen immer mehr zur größten
Erbitterung aufpeitſchen, läßt ſie gleichgültig. Nach uns die
Sintflut! das iſt auch ihre Deviſe.

Allerdings, wo ihnen die eigene, weitblickende Vernunft fehlt,
könnte mit einem Druck von unten nachgeholfen werden. Auch
die engliſchen Politiker handelten nicht aus ihrer eigenen
genialen Jntuition heraus, ſondern ſie gaben dem Druck der
Maſſen nach. Es iſt durchaus nicht hoffnungslos oder wider
ſinnig, von einer volksfeindlichen Regierung Maßnahmen zur
Linderung der Not des Volkes zu erwarten; es iſt bloß wider
ſinnig, ſie durch moraliſche Predigten oder eindringliche Reden
dazu bewegen zu wollen. Sie kann nur durch das Auftreten
der Volksmaſſen gezwungen werden. So lange dieſe alles
ruhig über ſich ergehen laſſen, geſchieht nichts zu ihrem Gunſten.
Nur wenn die Maſſen energiſch auftreten, in großen Aktionen
gegen ihre Auswucherung proteſtieren, immer ſtürmiſcher und
in immer größeren Scharen demonſtrieren und damit den
herrſchenden Klaſſen die Gefahr ihrer volksfeindlichen Politik
zum Bewußtſein bringen, dann dämmert vielleicht auch n den
kleinen Bureaukratengehirnen die Einſicht auf, daß es keſer
iſt, etwas nachzugeben. Was die Regierung für das Volk tvpt,
ſteht in direktem Verhältnis zu der Kraft der Aktion der Volks-
maſſen. Und daher iſt das Reſultat auch gar nicht verwunder-
lich; die Aktion der Arbeiterklaſſe war bisher durchaus unge
nügend, die Regierung zu weſentlichen Konzeſſionen zu

ingen. Einige Proteſtverſammlungen im vorigen Hervbſt
nten natürlich auf die regierenden Schichten keinen ſo großen

J Tr machen, daß ſie ihnen zuliebe von ihren Profitinter-
eſſen Abſtand nahmen; dazu wäre ein ganz anderes Auftreten
nötig. Und dann kam die Kriegsgefahr, die die geſpannteſte
Aufmerkſamkeit der Maſſen forderte So iſt es gekommen, daß
gegen die Teuerung nichts geſchieht, und ſolange die Maſſen

t machtvoll in Bewegung kommen, wird auch in Zukunft
nichts geſchehen.

Regierung und Junker verteidigen ihre Teuerungspolitik
mit dem Argument, daß ſie damit die Intereſſen der landwirt

tätiger Bevölkerung vertreten. Wenn die Lebens

mittel teurer werden, müſſen zwar die Städter mehr bezahlen,
aber nur zugunſten der bäuerlichen Bevölkerung, die mehr
empfängt, und ohne dieſe Mehreinkünfte nicht exiſtieren könnte.
Nun hat ſchon unſere Preſſe wiederholt darauf hingewieſen,
daß die hohen Lebensmittelpreiſe nur dem kleinſten Teil der
land wirtſchaftlichen Bevölkerung zugute kommen, nicht nur die
Arbeiterſchaft auf dem Lande, ſondern auch die Maſſe der
Kleinbeſitzer wird dadurch mehr geſchädigt als gefördert. Aber
in dieſem Nachweis tritt der volksfeindliche, wucheriſche Cha-
rakter der Lebensmittelverteuerung durch Zölle und Grenz-
ſperren noch nicht ſcharf genug hervor. Anſcheinend haben doch
auch die Mittel- und Kleinbauern Jntereſſe an den hohen
Fleiſchpreiſen, die ihr Einkommen ſteigern. Jn Wirklichkeit
kommt aber jede Zoll- und Teuerungspolitik nur den Be
ſitze rn des Bodens, nicht ſeinen Bebauern zugute.

Das Privateigentum an Grund und Boden führt dazu, daß
alles, was eine große Bauernwirtſchaft über eine ſonſtige kapi-
taliſtiſche Unternehmung und was ein kleines Gütchen über ein
Arbeitereinkommen hinaus an Ertrag liefert, dem Grund-
beſitzer als Grundrente zufällt. Steigt dieſer Ertrag durch
das Steigen der Preiſe, ſo wächſt auch die Grundrente wo
Grundbeſitzer und Bauer verſchiedene Perſonen ſind, wie im
Pachtſyſtem, tritt das darin hervor, daß der Pachtſchilling mit
den Lebensmittelpreiſen ſteigt, ſo daß nicht der wirkliche Produ-
zent, der Pächter, ſondern nur der Beſitzer die Vorteile in die
Taſche ſteckt. Allerdings liegt die Sache anders, wo der Bauer
zugleich Beſitzer des Bodens iſt; da fällt ihm ſelbſt als Grund-
befitzer der höhere Ertrag zu. Aber das gilt nur für die ein
zelnen Perſonen, nicht für die geſamte Klaſſe. Denn dasſelbe
Gut bleibt nicht immer in denſelben Händen; und da der Kauf-
preis des Bodens nichts als die kapitaliſtiſche Grundrente, d. h.
eine Geldfumme, die einen der Grundrente gleichen jährlichen
Ertrag an Zins liefert, ſo ſteigt der Bodenpreis mit der Grund
rente. Steigen alſo die Preiſe, ſo bekommt der bäuerliche Be
ſitzer größere Einnahmen; verkauft er nun das Gut, ſo erhält
er in dem höheren Kaufpreis die geſtiegene Grundrente für alle
Zukunft vorweggenommen, und ſein Nachfolger im Betrieb, der
dieſe Grundrente in Geſtalt von Zinſen des Kaufkapitals be
zahlt, hat nicht den geringſten Vorteil mehr von der bisherigen
Steigerung der Lebensmittelpreiſe. Umgekehrt: nur bei dieſen
hohen Preiſen kann er gerade auskommen und er muß jedes
Sinken der Preiſe als eine Bedrohung ſeiner Exiſtenz fürchten.

Daher kommt es, daß jeder Zoll und jede Maßnahme, die die
Agrarprodukte verteuert, wie eine Schraube ohne Ende wirkt;
jeder Schritt nach oben iſt nicht oder kaum zurückzumachen, da
er in dem Bodenpreis feſtgelegt iſt, und die eigentlichen Nutz-
nießer der vorigen Steigerung nicht mehr zu treffen ſind. Und
alle Grundbeſitzer, ob ſie ſelbſt wirtſchaften oder nicht, hoffen
auf ein weiteres Steigen der Preiſe, damit ſie wieder teurer
verkaufen können, als ſie gekauft haben. Aber damit wird zu-
gleich klar, daß eine Politik der Zölle und Grenzſperren nicht
imſtande iſt, der land wirtſchaftlich tät i gen Bevölkerung zu
bleibender Wohlfahrt zu verhelfen. Ein ſtetiges Steigen der
Preiſe ſchafft eine wachſende Klaſſe von aus Grundbeſitzern
entſtandenen Kapitalbeſitzern, die in den Zinſen ihres Kapitals
die geſtiegene Grundrente verzehren, aber mit der Landwirt-
ſchaft ſelbſt nichts zu tun haben. Es drückt das Proletariat in
die ſchlimmſte Armut herunter, aber nicht zugunſten der acker-
bautreibenden Klaſſen, denn dieſe läßt es ſchließlich in der-
ſelben Lage wie vorher, ſondern zugunſten des Kapitalbeſitzes.
Jede Politik, die die Teuerung der Lebensmittel fördert oder
erhält, iſt daher eine regelrechte Wucherpolitik, da ſie die
arbeitende Bevölkerung verelendet, um das arbeitsloſe Kapital
einkommen zu ſteigern.

Balkan-Perſpektiven.
Aus Sofiag, 18. Januar, wird uns geſchrieben:
Wie ſchwer es auch ſein mag, in allen Einzelheiten die Ver

änderungen vorauszuſagen, die der Krieg im ſozialpolitiſchen
Leben Bulgariens hervorrufen wird, die Grundlinien dieſer
Veränderungen laſſen ſich jetzt ſchon klar erkennen. Die Lage,
die der Krieg ſchaffen wird, bietet wenig erfreuliches, beſonders
hinſichtlich der ſozialen Reformen, deren das Land ſo ſehr be
darf.

Wie überall, ſo werden auch in Bulgarien ſoziale Reformen
faſt ausſchließlich von der ſozialiſtiſchen Partei gefordert. Jn-
folge von Fraktionsſtreitigkeiten war die Partei in den letzten
Jahren allerdings ſo ſchwach, daß ſie unmittelbaren Einfluß
auf die Geſetzgebung nicht ausüben konnte, aber ihre lang
jährige Tätigkeit hat der Bevölkerung, beſonders den arbeiten-
den Klaſſen, die Notwendigkeit und Möglichkeit ſozialer Re
formen doch fo tief eingeprägt, daß jede Regierung, welcher
Partei ſie auch angehörte, gezwungen war, ſoziale Reformen
zu verſprechen. Das hat auch die gegenwärtige Koalitions-
regierung, beſonders ihr linker Flügel die ſogen. Pro
greſſiſten getan indem Geſetzesvorlagen über das gewerb-
liche Riſiko, über die Gründung eines Arbeiterverſicherungs-
fonds, der alle beſtehenden Fonds vereinigen ſollte, über den
Lohnvertrag, über Fabrikhygiene uſw. in Ausſicht geſtellt wur
den. Fetzt, nach dem Kriege, wird die Stimmung zugunſten
dieſer Reformen zweifellos ſehr ſinken. Der Handels und Ar-
beitsminiſter ſagte zwar mehr als einmal, daß die neue Lage
ihn nicht zwingen könne, die vorgeſehenen Reformen aufzu-
geben, aber es iſt augenſcheinlich, daß im beſten Falle dieſe
Raformen nur auf dem Papier aufgeführt werden können. Die

Durchführung der Reformen iſt in nächſter Zukunft unmöglich;
aus vielen Gründen, von denen der wichtigſte die Angliederung
neuer Länder an Bulgarien iſt. Die neuen Gebiete ſind weit
zurück, Bulgarien wird deshalb gezwungen ſein, erſt für die
elementarſten Bedürfniſſe der neuen Gebiete zu ſorgen; für
Gerichtsweſen, Verwaltung ſowie auch für die Regelung der
Agrarverhältniſſe in Mazedonien. ll dies wird viel Geld und
viel Zeit koſten, und die Regierung wird mit dieſer Beloſtung
die Zurückſtellung der ſozialen Reformen begründen. Selbſt
der Druck derjenigen Volksſchichten, die die Regierung auf die
Bahn ſozialer Reformen drängte, dürfte nachlaſſen. Denn
ſobald der Frieden geſchloſſen und ſobald die neuen Gebiete
an Bulgarien angegliedert, wird eine Maſſe arbeitsloſer Jn-
tellektueller und Lohnarbeiter nach Macedonien überſiedeln, um
dort ihr Glück zu verſuchen. Das kann ſelbſtverſtändlich nicht
ohne Einfluß auf die Arbeiterorganiſationen in Bulgarien
bleiben, die ohnedies durch den Krieg ſehr geſchwächt ſind.

Andererſeits werden viele beſitzloſe Mazedonier nach Bul-
garien kommen, um hier ſoviel zu verdienen, daß ſie ſpäter eine
ſelbſtändige kleinbürgerliche Exiſtenz in Mazedonien zu grün-
der in der Lage ſind. Das Steigen des Arbeitsangebots wird
natürlich die Konkurrenz unter den Proletariermaſſen ver-
ſchärfen, wird das Bewußtſein der Gemeinſamkeit der Klaſſen-
intereſſen verdunkeln und den individuellen Kampf ums Daſein
in den Vordergrund rücken. Und es iſt ſonnenklar, daß unter
dieſen Verhältniſſen die Arbeiterorganiſationen und die ſozia
liſtiſche Partei ſtark leiden müſſen.

Zwar iſt im Lande ein Aufſchwung der Jnduſtrie, beſonders
ſoweit der Eiſenbahnbau in Frage kommt, zu erwarten. Dieſer
Aufſchwung wird viel fremdes Kapital herbeilocken, aber es iſt
zweifelhaft, ob dies ſofort der Entwicklung der Arbeiterorgani-
ſationen und der ſozialiſtiſchen Partei förderlich iſt. Dagegen
gehen die nationaliſtiſchen Parteien gekräftigt aus dem Kriege
hervor, und dieſe werden ſich aus eigennützigen Beweggründen
der Monarchie und dem unvermeidlichen Militarismus nach
giebig zeigen. Jch ſage: „Dem unvermeidlichen Militaris-
mus“, denn zweifellos hat die Gebietsvergrößerung und die
Erhöhung der Reibungsgefahr unter den Balkanſtaaten eine
Verſtärkung des Heeres zur Folge. Außerdem bringt der Zu-
gang zum neuen Meere ſicher die Schaffung einer Kriegs-
flotte. Hand in Hand mit der Stärkung des Militarismus geht
eine Kräftigung des Monarchismus auch ſchon um deswillen,
als die Erfolge des Kriegs natürlich in erſter Linie dem
königlichen „Kriegsherrn“ zugeſchrieben werden.

Es ſind alſo vergebliche Hoffnungen, wenn die Arbeiter an
nahmen, nach Beendigung des Krieges werde die Regierung
durch Organiſation von öffentlichen Arbeiten der Arbeitsloſig-
keit abhelfen. Dazu wären bedeutende finangielle Mittel er
forderlich. Die bulgariſche Regierung wird aber, ſoweit die
Mittel reichen, zur Vergrößerung der Armee, zum Bau von
Kriegsſchiffen und zur Erſetzung der verbrauchten Kriegs
materialien verwenden.

Was kann unter ſolchen Umſtänden die ſozialiſtiſche Partei
tun, die einzige Vertreterin der arbeitenden Klaſſen, die einzige
ernſte Gegnerin des Militarismus in Bulgarien? Jhre Wirk-
ſamkeit wird ſehr erſchwert, ihre Propaganda, mindeſtens in
der erſten Zeit nach dem Kriege, ſehr unpopulär ſein. Der
Agitation gegen den Militarismus werden die großen Siege
und die „befreiten“ Gebiete entgegengehalten werden. Und die
Arbeitermaſſen ſind vor allem von dem Wunſch beſeelt, für ihre
hungernden Familien zu ſorgen. Schon die Tatſache, daß man
vor der Mobiliſierung keinen Maſſenproteſt gegen den Krieg
organiſieren konnte, bezeugt deutlich die Entmutigung und
Desorganiſation der Arbeitermaſſen. Daran iſt auch der Zwiſt
der ſozialiſtiſchen Fraktionen nicht wemig ſchuld, der lähmend
auf alle Maſſenaktionen einwirkt.

Die Gebietserweiterung und der Zugang zum Aegäiſchen
Meere ſind alſo vorderhand die einzigen poſitiven Ergebniſſe
des Balkankriegs für Bulgarien. Die negativen Folgen aber
ſind die Verlangſamung der geſetzgebenden Arbeit im allge
meinen und der ſozialen Geſetzgebung im beſonderen, die
Stärkung des Militarismus und der nationaliſtiſchen Par
teien, die Schwächung der Demokratie.

Alle dieſe Folgen würden nicht eintreten, meint Genoſſe
Nikola Charlakoff, wenn die mazedoniſche Frage auf
eine andere Weiſe gelöſt worden wäre, d. h., wenn man ſtatt
der Verteilung Mazedoniens unter die Balkanſtaaten das unge
teilte Mazedonien ſelbſtändig gemacht hätte. Eine ſolche
Löſung würde zu einer Kräftigung des Militarismus in den
verbündeten Staaten führen und würde auch keine neuen
nationalen Streitfragen ſchaffen. Die Angliederung der er
oberten mazedoniſchen Gebietsteile an die einzelnen Balkan
ſtaaten kann herrſchende Wirrnis nicht beſeitigen. Es iſt ab
ſolut unmöglich, die Staatsgrenzen gemäß der bunten Ethno
graphie Mazedoniens zu ziehen. Wie man auch die Grenzen
ziehen mag, ein Teil der bulgariſchen Bevölkerung wird Ser-
bien zufallen, ein Teil der griechiſchen wird Bulgarien einver
leibt werden uſw., und das muß in Zukunft die nationalen
Reibungen unter den Balkanſtaaten nur noch mehr verſchärfen.
In einem ſelbſtändigen Mazedonien dagegen könnte jede
Nationalität ihre Autonomie erlangen, und dieſe wäre zugleich
der erſte Schritt zu einer allgemeinen Balkanföderation. Jn
dieſem Falle gäbe es keinen Neid und keine Zwietracht unter
den verbündeten Staaten. und es gäbe auch keinen Zwiſt mit
Rumänien, der jetzt ſo ſtarke Befürchtungen erweckt c



Politiſche Aeberſicht.
Halle a. S., den 20. Januar 10913.

Preußiſche Hinausjagungspraxis.
Der Vorwärts teilt folgendes mit: Am Freitag wurde

Genoſſe Dr. Guſtav Eckſtein der in der Parteiſchule einige
Unterrichtsſtunden über Geſchichte des Sozialismus erteilte, zu
dem Landrat ſeines Wohnſitzes zitiert, wo ihm eröffnet wurde,
daß er durch die Unterrichtserteilung ſich als Ausländer
„läſtig gemacht“ hätte und bei Fortſetzung des Unterrichts aus
Preußen aus gewieſen werden würde.

Das iſt wieder mal echt preußiſchl Die Wiſſenſchaft iſt frei
ſagt die preußiſche Verfaſſung. Die Wiſſenſchaft iſt inter-

nationg! erklären die preußiſchen Univerſitäten und begrün-
den das Jnſtitut der Austauſchprofeſſoren! Aber wehe der
Wiſſenſchgft, die nicht die amtliche Billigung findet! Da ver-
ſchwindet die ideale Verfaſſungsbeſtimmung und an ihre Stelle
tritt die wahre preußiſche Verfaſſung das diskretionäre Er
meſſen der Polizei. Genoſſe Eckſtein iſt Wiener, und ſo hat ja
die Polizei, da es ja ein wirkliches Fremdenrecht nicht gibt, die
Macht, ihn an der Ausübung ſeiner Lehrtätigkeit zu hindern,
und die Macht der Polizei iſt hierzulande zugleich die Schranke
für die Freiheit der Wiſſenſchaft.

Nur darum handelt es ſich uns. Wir reden nicht davn, wie
komiſch es wirkt, wenn im Zeitalter der Nibelungentreue ein
Oeſterreicher mit ſo bundesbrüderlicher Liebenswürdigkeit be-
handelt wird. Noch weniger von der Unvernunft einer Maß-
regel, die natürlich für die Jnſtitution, die ſie offenbar treffen
will, nicht die geringſte praltiſche Wirkung haben kann und
haben wird. Denn daß es bei uns genug Kräfte gibt, die die
Geſchichte des Sozialismus vortragen können, wird hoffentlich
auch den Urhebern dieſer Maßregel nicht unbekannt ſein.

Nein, uns handelt es ſich nur um die prinzipielle
Frage, um die ſchikanöſe und kleinliche Anwendung der Aus-
weiſungsbefugnis zu dem Zweck, eine beſtimmte wiſſenſchaftliche
Lehre zu treffen. Denn bei den Vorträgen Eckſteins handelt
es ſich um eine ſtreng wiſſenſchaftliche Darſtel-

lung der geſchichtlichen Aufeinanderfolge der ſozialiſtiſchen
Lehrſyſteme durch einen bewährten Fachmann. Und dagegen
wird die Fremdenpolizei in Bewegung geſetzt! Es wäre zum
Lachen, wenn es nicht ſo blamabel wäre, daß die brutale
Polizeifauſt die Grenze wiſſenſchaftlicher Lehre
bezeichnen darf.

Geſtohlene und durchſchnüffelte Akten.
Angeſichts des Geſchimpfes des Herrn Delbrück und des

Grafen Weſtarp über angeblichen „Mißbrauch“, den Genoſſe
Fiſcher mit geheimen Schriftſtücken getrieben haben ſoll, die
ihm von einem Unbekannten zugeſandt wurden, erinnert die
Voſſiſche Zeitung ſehr zur rechten Zeit an Aktendiebſtähle, die
von illuſtren Perſönlichkeiten begangen wurden.

Vor allem ſind manche gekrönte Häupter mit Luſt und Liebe
Anſtifter von Aktendiebſtählen geweſen. Von Friedrich dem
Großen z. B. heißt es:

Der König bekam durch ſeine Späher zeitig genug
Kenntnis von den hin- und herfliegenden Noten und Ent-
würfen, und wie er in allen ihm wichtig ſcheinenden Dingen
praktiſch durchgriff, ohne in der Wahl ſeiner Mittel bedenk-
lich zu ſein, ſo ging er auch jetzt in der derbſten Weiſe vor.
Der preußiſche Geſandte in Dresden mußte
einen im dortigen Miniſterium beſchäftigten
Kanzliſten Menzel beſtechen. Man ſchickte dem-
ſelben zu wiederholten Malen aus Berlin ganze Bunde
von Nachſchlüſſeln, bis es gelang, die Be hältniſſe
im geheimen ſächſiſchen Staatsarchiv zu
öffnen, wo die eingehenden Dokumente aufbewahrt wur-
den, von welchen der Geſandte dann ſofort Abſchriften er
hielt. Mehrere Jahre lang erhielt der König auf dieſe Weiſe
von allen Vorgängen Nachricht, wie er das ſelbſt unum-
wunden erzählt.

Ferner wird an die Depeſchendiebſtähle erinnert, die in der
Reaktionszeit gegen den Generaladjutanten v. Gerlach be

hgangen wurden: ein Zuchthäusler und Polizeiſpion tvurde an

geſtiftet, dem General aus dem Schreibtiſche Briefe und
Depeſchen zu ſtehlen, die ihn kompromittieren ſollten. Anſtifter
waren der Generalpokizeidirektor v. Hinckeldey und der
Miniſter v. Manteuffel.

Sehr nett ſind auch folgende Stellen aus Briefen Bis-
marcks. Am 18. Mai 1851 ſchreibt er an ſeine Frau:

Ueber Politik und einzelne Perſonen kann ich dir nicht
viel ſchreiben, weil die meiſten Briefe geöffnet wer-
den. Wenn ſie Deine Adreſſe auf meinen und Deine Hand
auf Deinen Briefen erſt kennen, werden ſie ſich's wohl be
geben, da ſie nicht Zeit haben, Familienbriefe zu leſen.

Ferner am 3. Juli 1851:
Vergiß nicht, wenn Du mir ſchreibſt, daß die Briefe nicht

bloß von mir, ſondern von allerhand Poſtſpionen
geleſen werde, und tobe nicht ſo ſehr gegen einzelne Per
ſonen darin denn das wird alles ſofort wieder an den Mann
gebracht und auf meine Rechnung geſchrieben. Wenn
die und andere Leute in unſerem Lager Mißtrauen ſäen
können, ſo erreichen ſie damit einen der Hauptzwecke ihrer
Briefdiebſtähle.

Man könnte die Beiſpiele beliebig vermehren. Doch lohnt
es wirklich nicht, da es ja eine bekannte Tatſache iſt, daß die
Regierungen auch heute Hunderttauſende, ja Millionen aus-
geben für Spitzelei im Jn- und Auslande.

Die „moraliſche Entrüſtung“ ſteht daher den Vertretern der
Regierung und ihren Troßbuben übel an. Der Sozialdemo-
kratie fällt es gar nicht ein, ſyſtematiſch ſich um Geheimakten
ihrer Gegner zu bewerben, aber Schriftſtücke, die uns „auf den
Tiſch fliegen“ und geeignet ſind, Bübereien, die gegen das Volk
geplant ſind, zu enthüllen, werden wir nach wie vor zur Kennt-
nis des Volkes bringen. Das iſt unſer gutes Recht und unſre
Pflicht.

Aus dem Klaſſenhauſe.
Das Dreiklaſſenhaus bewilligte am Sonnabend den Nach

tragsetat, der 61 Millionen für Bahnhofsbauten
zur Beſeitigung der Verkehrsſtockungen im Weſten bereitſtellt
und eine Erhöhung des Unterſtützungsfonds für Beamte vor
ſieht. Dies gab dem Genoſſen Ströbel Anlaß, die ihm letzt
hin abgeſchnittene Erwiderung auf die Reden der Verteidiger
der Haltung des Zentrums bei der Beſoldungsordnung nach
zuholen. Ströbel wies darauf hin, daß Herr Bartſcher wenig-
ſtens eine Zulage von 100 Mk. für die unteren Beamten für
notwendig erklärt hat und unſer Redner forderte das Zentrum
auf, doch wenigſtens eine Teuerungszulage in dieſer Höhe zu
bewilligen. Aber man war nicht in der Stimmung, über die
Not der Beamten zu reden und bewilligte kurzerhand den Nach-
tragsetat. Dann wurde die zweite Leſung des Moorſchutz
geſetzes beendet und hierbei gelang es, trotz dem Widerſtand
der Staatsregierung, einige Verbeſſerungen des Geſetzes gegen
die Rechte durchzuſetzen, ſo die Erſetzung des Landrats als Ent-
ſcheidungsbehörde für Torfgewinnung in den kleineren Städten
durch die Ortspolizeibehörde, die Anordnung, daß der Bezirks-
ausſchuß in öffentlicher mündlicher Verhandlung entſcheiden
muß und insbeſondere die ausdrückliche Beſchränkung des Ge-
ſetzes auf die Provinz Hannover, und die Streichung des
Rechtes der Regierung, den Geltungsbereich des Geſetzes durch
bloße Verordnung auf weitere Provinzen zu erſtrecken.

Der Reſt der Sitzung wurde durch die Beſprechung der Not-
lage des Realkredits in Stadt und Land ausgefüllt. Genoſſe
Borchardt ſchilderte die geradezu tolle Wirtſchaft, die auf
dem Grundſtücksmarkte und im Häuſerbau eingeriſſen iſt und
kam aus der Verurteilung eines Zuſtands, der den Schacher
mit Grund und Boden ſchrankenlos geſtattet, als ob es ſich um
Lumpen handeln würde, zu der ſozialiſtiſchen Forderung der
Ueberführung des geſamten Grundeigentums in den Beſitz der
Allgemeinheit, wodurch auch die Terrainſpekulation endlich be-
ſeitigt werden würde. Der Antrag Arendt auf Unterſuchung
dieſer Zuſtände wurde einſtimmig angenommen.

Dienstag beginnt die zweite Beratung des Etats.

Kein „politiſcher Verein
Am 19. Oktober vorigen Jahres wurde dem Vorſitzenden des

Laubaner Gewerkſchaftskartells durch ein Schreiben er-
öffnet, daß das Gewerkſchaftskartell ein politi-
ſcher Verein im Sinne des 8 3 des Reichsvereinsgeſetzes
ſei. Zugleich wurde dem Vorſitzenden aufgegeben, bis 2. No-
vember die Satzungen des Kartells ſowie das Verzeichnis der
Mitglieder des Vorſtandes einzureichen, widrigenfalls er in
eine Zwangsſtrafe von 10 Mk. oder zwei Tage Haft genommen
werden ſollte. Gegen dieſe Verfügung wurde rechtzeitig Be-
ſchwerde beim Regierungspräſidenten in Liegnitz eingelegt und
dann herrſchte monatelang Ruhe über den Gewäſſern. Jetzt
endlich, am 17. Januar, wurde dem Kartellvorſitzenden von der
Polizeiverwaltung in Lauban ein Schreiben zugeſtellt, in dem
es heißt:

Auf die an den Herrn Regierungspräſidenten in Liegnitz
gerichtete Beſchwerde vom 29.230. Oktober 1912 gegen unſere
Verfügung vom 16.-19. Oktober 1912 Tgb. Nr. 5592
teilen wir Jhnen mit, daß wir dieſe Verfügung zu rück-
ziehen, da unſere weiteren Ermittlungen keinen
ſicheren Beweis für die Richtigkeit unſerer Annahme
ergeben haben, daß das Kartell ein politiſcher
Verein im Sinne des 8 3 des Reichsvereinsgeſetzes vom

19. April 1908 iſt. Prohl.Der Polizeiverwaltung von Lauban wird es wohl recht
ſchwer geworden ſein, dieſen Zurückzieher zu machen, wenn
man bedenkt, daß der Erlaß auf Bemühungen beruht, die ſeit
mehr als Jahresfriſt wahrnehmbar waren.

Kriegervereinsterrorismus gegen Freiſinnige.

Der freiſinnige Reichstagsabgeordnete und Stadtverordnete
Artl und der freiſinnige Stadtverordnete Gehre in
Deſſau mußten aus dem Kriegerverein austreten. Herr
Artl, weil er ſehr verdächtig iſt, das Zuſammengehen der Fort-
ſchrittlichen Volkspartei mit der Sozialdemokratie bei der
Stadtverordnetenwahl angebahnt zu haben, und Herr Gehre,
weil er ebenſo verdächtig iſt, bei der Stadtverordnetenvorſteher-
wahl für unſeren Genoſſen Deiſt geſtimmt zu haben.

Jn der Verſammlung des Liberalen Vereins Kaiſer Fried-
rich in Deſſau ſagte Herr Artl in einem Vortrage über das
Thema: Kriegervereine und Liberalismus nach einem Bericht
des freiſinnigen Anhaltiſchen Tageblatts folgendes: „Er habe
ſeit 30 Jahren dem Kriegervereine als patriotiſcher Mann an
gehört, lediglich um ſeine Pflicht als ehemaliger Soldat und
königstreuer Staatsbürger zu erfüllen. Man ſollte nicht
glauben, daß man einen Mann nur wegen ſeiner politiſchen
Anſicht und jeweiligen Stellungnahme nahe legte, daß es von
dem Wohlwollen der Mitgliederverſammlung abhängig gemacht
werden ſolle, ob der Betreffende auch noch weiterhin Mitglied
eines Kriegervereins bleiben dürfe oder nicht. Eine ſchreiende
Ungerechtigkeit könne man nur ſolche Vergewaltigung nennen.
Nie und nimmer wird ein liberaler Mann nach dieſen Tat-
ſachen Mitglied eines Kriegervereins ſein können.“

Die Verſammlung nahm hierauf eine Reſolution an, in der
dagegen proteſtiert wird, daß Kriegervereine von ihrer Leitung
zu politiſchen Zwecken gemißbraucht werden, und in der der
Eintritt liberaler Männer in die Kriegervereine bedauert und
gefordert wird, daß alle liberal geſinnten Männer ihren Aus-
tritt den Kriegervereinen ecrklären.

Deutſches Reich.
Brutale Vernichtung des Selbſtverwaltungsrechts der Ge

meinden. Die Berliner Nachbargemeinde Treptow, deren Ein-
wohnerzahl in 40 Jahren von 500 auf jetzt 40 000 geſtiegen iſt,
beſchloß die Vereinigung von Treptow mit der Stadt Berlin.
Verſchiedene Gründe ſind für den Entſchluß maßgebend, ganz
beſonders aber ſind es Verkehrsgründe. Auch die Stadt Berlin
ſtrebt ſeit längerem die Eingemeindung von Treptow an, da ſie
vielen Grundbeſitz u. a. auch die großen Spielplätze in der
Gemeinde Treptow liegen hät. Der allmächtige Landrat des
Kreiſes Teltow, v. Achenbach, hat aber das Erſuchen des Ober-
bürgermeiſters Wermuth um Aufnahme von Verhandlungen
über das Ausſcheiden Treptows aus dem Kreiſe Teltow ab

(Nachdr
verbotenDie Getreidebörſe.

Eine Geſchichte aus Chikago von Frank RNorris.

„Jch bin Fräulein Dearborn,“ begann Laura von neuem,
„und ich glaube, Sie kennen meine Schweſter Page.“

Durch die Art ihres Auftretens wußte ſie bei ihm den Ein
druck hervorzurufen, daß ſie es als eine tödliche Beleidigung
auffaſſen müßte, wenn er ihre Schweſter nicht kennen würde
oder es ſich gar einfallen ließe, ſie für aufdringlich zu halten.
Sie hatte ihm den mißtrauiſchen Blick, als beider Augen ſich
trafen, nicht vergeben dafür ſollte er noch büßen.

„Fräulein Page Jhre Schweſter, Fräulein Page Deaborn
Gewiß, ich kenne ſie,“ entgegnete er. „Und Sie haben auch ge-
wartet? Wie bedauerlich!“ Und dann beging er die Ungeſchick-
lichkeit, hinzuzufügen: „Jch wußte nicht, daß Sie heute auch
hier ſein würden.“

„Nein,“ entgegnete Laura ſchlagfertig, „ich wußte nicht, daß
Sie heute abend mit uns zuſammenkommen ſollten bis Page
es mir ſagte.“

Sie gab den Fürwörtern eine leichte Betonung, die für ihn
hinreichend deutlich war; er fühlte die Zurechtweiſung. Wie,
hätte er nicht zu ſagen vermocht, und ebenſowenig wußte
Jadwin, wodurch er ſich dieſen Verweis zugezogen hatte; ſie
aber ſab, daß er ein gewiſſes Unbehagen fühlte, daß er ſich
zurückzog und ihr das Feld räumte. Wer war ſie denn, dieſes
ſchlanke, ſchöwe junge Mädchen mit dem ernſten, von keinem
Lächeln erhellten Geſicht, dieſe Dame, die ihn durch ihr ſicheres
Auftreten verwirrte und ſo tat, als ob er für das Nichterſchei-
nen der Ereßlers Tadel verdiente, und als ob es ſeine Schuld
wäre, daß ſie in der zugigen Vorhalle warten mußte? Sie
hatte etwas ſehr Hochfahrendes an ſich; wodurch konnte er ſie
nur beleidigt haben Wenn er ſich ihr vorgeſtellt, ſich ihr auf-
edrängt haben würde, ſo hätte ſie nicht zurückhaltender, nichtFoch tiger ſein können.

dachte, Sie könnten vielleicht
ſie hin.„Un glücklicherweiſe haben ſie kein Telephon,“ entgegenete er.

Das ſetzte allem die Krone auf die Creßlers hatten kein
Telephon Es hatte ganz den Anſchein, als ob er dafür auch
verantwortlich gemacht würde. Jn ſeiner Ratloſigkeit dachte er
einen Augenblick daran, auf die Straße zu ſtürzen und
irgendwo einen Botenjungen zu erhaſchen, der Creßler einen
Zettel mit dem Erſuchen um Aufklärung bringen ſollte; Jadwin
wurde nicht gerade ruhiger, als Laura in eiſigem Ton erklärte:

„Es ſcheint mir, daß etwas getan werden ſollte.“
„Jch weiß nicht,“ erwiderte er hilflos. „Jch glaube, man

kann nichts anderes tun, als warten. Sie werden ſicher
kommen.“

age und Frau Weſſels hatten die Verhandlungen aus
ſicherer Ferne beobachtet und dabei vermutet, daß Laura nicht
allzu gnädig war. Die kleine Page die ſich ſtets darum ſorgte,u hweſter einen guten Eindruck machte, war ganz
unglu„Laura hat wieder ihre „große Manier“,“ klagte ſie. „Jch
weiß genau, wie ſie redet. Der Mann da wird ſchon den bloßen

telephonieren,“ warf

Klang ihres Namens ſein lebelang haſſen.“ Dann aber rief
ſie plötzlich voller Freude: „Endlich, endlich es war aber
auch die höchſte Zeit!“

Die Creßlers und der Reſt der Geſellſchaft zwei junge
Männer waren erſchienen Page und die Tante gingen
den Verſpäteten entgegen und hörten gerade noch, wie Frau
Creßler eine elegante alte Dame in einem wundervollen,
hermelinbeſetzten Umhange und mit gepudertem Haar aus
vollem Halſe und mit einer Beſtimmtheit, als ob ſie damit das
letzte Wort ſagen wollte, die Erklärung abgab: „Die Brücke
war gedreht!“

Die CErceßlers wohnten nämlich auf der Nordſeite. Der Vor-
fall ſchien ſo plötzlich erledigt zu ſein, wie man eine Türe zu-
ſchlägt. Page und Tante Weſſ' wurden mit Jadwin bekannt
gemacht, der dabei verſicherte, daß er ſich des Fräuleins von
einem früheren Zuſammentreffen her genau erinnerte. Die
beiden jungen Männer waren gute Bekannte der Schweſtern
Dearborn und ihrer Tante. Page und Laura ſtanden mit
einem von ihnen in ſo freundſchaftlichen Beziehungen, daß ſie
ihn beim Vornamen nannten. Landry Court, ſo hieß der
friſche, junge Mann, hatte eben erſt das dreiundzwanzigſte
Lebensjahr vollendet; er gehörte der Beamtenſchaft der großen
Maklerfirma Gretry, Converſe u. Co. an. Landry war ein
außergewöhnlich hübſcher Menſch. nicht gerade groß, aber ſehnig
und kträftig, raſch in Blick und Tat und ebenſo gutmütig wie
freundlich; er hatte blondes Haar, und Augen ſo munter und
lebhaft wie die eines Terriers. Man wurde beim erſten An-
blick ſein Freund; er gehörte zu den ſeltenen Lieblingen des
Glückes, die Männern wie Frauen wohlgefallen. Die blühende
Geſichtsfarbe, der muntere Blick ließen auf die Geſundheit des
Körpers wie der Seele ſchließen, und Landry Court war in der
Tat außen und innen gleich rein ein freimütiger, offen-
herziger Menſch von ausgeſprochenem Feingefühl und einer
bis zur Schwärmerei geſteigerten Begeiſterungsfähigkeit; noch
bis zu ſeinem achtzehnten Lebensjahre hatte er den brennen-
de gnſch gehegt, Präſident der Vereinigten Staaten zu
werden.

„Ja, ja,“ ſagte er zu Laurg, „die Brücke war gedreht. Das
iſt gegen die Vorſchrift. Wir mußten warten, bis ſie drei
Schleppzüge durchgelaſſen hatten. Soviel ich weiß, ſind nur
zwei auf einmal erlaubt. Und wir mußten drei abwarten.
Jawohl. drei, denken Sie nur! Jch werde der Sache morgen
auf den Grund gehen. Verlaſſen Sie ſich darauf! Jch werde
der Sache auf den Grund gehen.“

Mit gewichtigem Kopfnicken bekräftigte er den Ernſt ſeines
Vorſatzes.

„Nun,“ ſagte Creßler und ſtellte ſich an die Spitze ſeiner
Schar, „wollen wir nicht hineingehen? Jch fürchte, Laura, wir
haben die Ouvertüre verſäumt.“

Laura zuckte lächelnd die Achſfeln, wie wenn ſie ſagen wollte,
daß das nicht mehr zu ändern wäre, und trat mit den andern
an die Sperre.

Creßler, groß, hager, bärtig und mit gewölbten Schultern,
zeigte in ſeinem Aeußern die bei Lincoln beſonders ausgeprägte
Eigenart des mittleren Weſtens; den elternloſen Dearbornſchen
Mädchen war er faſt ein zweiter Vater. Jn früheren Zeiten,
die nunmehr faſt W Jahre zurücklagen, war er ein Farmergeweſen, und der Dearborn hatte Creßlers Getreide ge

mahlen. Die beiden waren miteinander aufgewachſen und
immer gute Freunde, beinahe Brüder geblieben. Als dann in
den letzten Jahren vor dem Kriege (der amerikaniſche Bürger-
krieg 1860 bis 1864) der große Zug nach dem Weſten begann,
hatte Creßler, wie ſo viele ſeiner Berufsgenoſſen, einer „auf-
S r Farm den Rücken gekehrt und war mit ſeiner
Familie nach dem Miſſiſſippi ausgewandert, um ſich ſchließlich
in Sangamon County (County Grafſchaft, entſpricht unſerm
Landkreiſe) im Staate Jllinois niederzulaſſen. Eine Zeitlang
baute er Weizen, bis der Krieg, der den Preis aller Brotſtoffe
ungeheuer in die Höhe trieb, ihn zu einem für die damaligen
Zeiten ſchwer reichen Mann machte. Er gab nun den Land-
bau auf und wandte ſich nach Chikago, wo er einen Sitz in der
Produktenbörſe erwarb und innerhalb weniger Jahre ein Mil-
lionär wurde. Während des rufſſiſch-türkiſchen Krieges gelang
s ihm im Verein mit zwei Spekulanten aus Milwaukce, den

geſamten Vorrat von Sommerweizen aufzukaufen. Am
dreißigſten Tage dieſes Corners konnten die drei ihren Rein-
gewinn auf beinahe eine Million Dollar berechnen eine Woche
darauf ſchienen anderthalb Millionen voll zu werden. Die
drei Männer verloren jetzt den Kopf; ſie hielten den Corner
nur einen Bruchteil eines Monats zu lange und machten, als
ſie ihre Vorräte losſchlagen mußten, die bittere Erſahrung,
daß die Ueberflutung des Marktes den Preis ungeheuer herab-
drückte. Jnnerhalb von zwei Tagen fiel der Weizen, den ſie
mit einem Dollar und zehn Cent in der Hand hatten, auf
ſechzig Cent. Die beiden Leute aus Milwaukee waren ruiniert,
und zwei Drittel des rieſigen Creßlerſchen Vermögens gingen
wie Rauch in der Luft auf.

Ereßler hatte dieſe harte Lehre beherzigt. Er ſpekulierte nie
wieder. Ohne ſeinen Sitz in der Produktenbörſe aufzugeben,
betrieb er, unbeeinflußt von den Schwankungen des Marktes,
nur noch ein Kommiſſionsgeſchäft. Unermüdlich eiferte Creßler
gegen das große Uebel und die Gefahr des Differenzgeſchäftes.
Das Spekukieren verabſcheute er wie die Pocken; nach ſeiner
feſten Ueberzeugung war es unmöglich, irgendwie oder unter
irgendwelchen Umſtänden alle Getreidevorräte aufzukaufen, um
die Ware zu verteuern. Er pflegte zu ſagen: „Es iſt nicht zu
machen zunächſt aus dem einfachen Grunde, weil in jedem
Monate des Jahres irgendwo in der Welt eine Maſſe Weizen
geerntet wird; ferner, weil der Schlaumeier, der die Ware
cornert, alle andern Schlaumeier in der ganzen Welt gegen ſich
hat. Und außerdem iſt es unrecht; der Brotſtoff der ganzen
ſaß des nicht der Willkür der Chikagoer Getreidebörſe über-
aſſen ſein.“
Während die kleine Schar durch die Sperre zog, gelang es

dem andern jungen Manne, der mit Landry Court erſchienen
war, an Lauras Seite zu kommen. Als ihn ihr Blick traf,
murmelte er: „O, Sie tragen ſie nicht. Meine armen kleinen
Blumen!“

Sie aber deutete auf eine einzelne American beauty (eine
beſonders geſchätzte rote Roſenart), die ſie am Ausſchnitte ihres
Kleides unter dem Umhange trug.

„Doch Herr Corthell,“ erwiderte ſie, „eine. Jch habe mich
bemüht. die ſchönſte auszuſuchen, und ich glaube daß es mir ge
lungen iſt meinen Sie nicht auch? Die Wahl war ſchwer.“

„Da Sie ſie tragen, iſt es die ſchönſte,“ antwortete er.
(Fortſetzung folgt.)

lehn
hat au
vingzial
Kreis
chwereen

ini

tagte
herige
Schrad
erſtatte
den Ka
Komm
Agrar-
Ergeb
Zentro

Jn d
folgend
geordn
mel, K
Dr. Na
An St
Redakt
Siehr
Waldſt
Ausſch

tretend
wählt,
zum
ſprach

ſicher.
Nachfo

U

länger
polizei
und di
die Un
egen
ugen?

ſuchung
vor de
der Ko
ſonen,
mann
habe.
nebenb
dem ei

ößte

Wah
die pol
Wahlr
den Li
größte
Partei
ganzen
die un
ſchon g

wollen

Gene
Deſt

verſuck

und P
ein de
dung k
des G
geſetze

an die
„daß
hand
ſchon
ford
demok:

würdi
bereit:
der A
tionen
Linie
Bürge
gariſch



den des
ben er
oliti-
geſetzes
2. No

nis der
er in

iommen
tig Be
egt und

Jetzt
von der
in dem

Liegnitz
unſere
5592

urück-
einen
nnahme

iſcher
es vom
Zrohl.

hl recht
wenn

die ſeit

ge.
ordnete

re inHerr
r Fort
bei der
Gehre,

rſteher

Fried-
er das
Bericht
Er habe

nn an
at und

nicht
itiſchen
es von

gemacht
Litglied
reiende
nennen.
n Tat-

in der
Leitung
der der
ert und
n Aus-

er Ge
n Ein
gen iſt,
Berlin.

egann,
„auf

ließlich
unſerm
eitlang
otſtoffe
ialigen
Land
in der

n Mil-
gelang
ee, den

Am
Rein-
Woche

Die
Corner
en, als
hrung,
herab-
den ſie
n. auf
iniert,
gingen

rte nie
geben,
arktes,
reßler
häftes.
ſeiner
unter

n, umicht zu
jedem

Leizen
Ware

en ſich
anzen

über-

ng es
hienen

traf,
leinen

(eine
ihres

mich
ir ge
jwer.“

at.)

lehn en d beantwortet. Einen gleichen ablehnenden eidhat auch Landesdirektor v. Winterfeld im Namen de ro

vingialverwaltung dem Berliner Magiſtrat Die
Kreisverwaltung ſieht nämlich in der Gebietsabtretung einer Schädigung ihrer Kreiskaſſe. Ein Fünkchen eftnung

gaben Berlin und Treptow nun noch auf die Entſcheidung des
Miniſters geſetzt. Sind ſolche Zuſtände nicht empörend?

Der Zentralausſchuß der Fortſchrittli Volkspartei
tagte Sonnabend nachmittag im Reichstagsgebäude. Die bis
herigen Vorſitzenden des Zentralausſchuſes Funk, v. Bayer,
Schrader wurden wiedergewählt. Abgeordneter Fiſchbeck
erſtattete dann den Geſchäf. bericht und Abgeordneter Kaempf
den Kaſſenbericht. Der geſchäftsführende Ausſchuß hat eine
Kommiſſion eingeſetzt, die die Fragen der Schaffung eines
Agrar, Arbeiter und Handwerker-Programms durchprüft. Die
Ergebniſſe der Arbeit der Kommiſſion ſollen auf einer ſpäteren
Zentralausſchuß-Tagung mitgeteilt werden.

Jn den geſchäftsführenden Ausſchuß (18 Mitglieder) wurden
folgende 15 Herren per Akklamation wiedergewählt: die Ab
geordneten Blell, Caſſel, Fiſchbeck, Gothein, un rn Hum
mel, Kaempf, Kopſch. v. Liſzt, Mommſen, Müller-Meiningen,
Dr. Nauman, Dr. Pachnicke, Dr. Wiemer und Günther-Plauen.
An Stelle dreier ausgeſchiedener Mitglieder wurden gewählt:
Redakteur Oeſer- Frankfurt a. M., Reichstagsabgeordneter Dr.
SiehrJnſterburg und Reichstags und Landtagsabgeordneter
Waldſtein-Altona. Zum Vorſitzenden des geſchäftsführenden
Ausſchuſſes an Stelle des wegen Arbeitsüberlaſt und mit
Rückſicht auf ſeinen Geſundheitszuſtand vom Vorſitz zurück
tretenden Abgeordneten Fiſchbeck wurde Abg. Dr. Wiemer ge
wählt, zu ſeinem Stellvertreter der Abgeordnete Mommſen,
zum Schatzmeiſter Abgeordneter Kaempf. Dr. Naumann
ſprach dann über Organiſations- und Finangzfragen.

Fortſchr.Mandatsmüde. Profeſſor Freiherr v. Li tVolksp.) hat erklärt, kein Mandat zum preußi en andtage

mehr annehmen zu wollen, damit er ſeine ganze Kraft den
Arbeiten im Reichstage widmen könne. Das Mandat des
Herrn v. Liſzt (Stadt Charlottenburg) iſt den Fortſchrittlern
ſicher. Wie verlautet, wollen ſie den Pfarrer Naumann als
Nachfolger auf den Schild erheben.

Unabläſſiger Kamp gegen die Jugendorganiſationen. Vor
längerer Zeit wurde die Arbeiterjugen mmiſſion in Eſſen
polizeilich verboten. Das Zeugnis ein. ugendlichen Spitzels
und die bei einer Hausſuchung gefun e nen Papiere bildeten
die Unterlage zu einer Anklage gegen drei Genoſſen, die ent
egen dem Verbot dazu beigetragen haben ſolle, daß dieugend kommiſſion noch weiter beſtand. Nach einer Vorunter-

ſuchung von ungefähr 34 Jahren kam die Anklage am Freitag
vor dem öffengericht zur Verhandlung. Jn dieſer ſagte
der Kommiſſar Leſchnick, daß er ſeine Angaben von zwei Per-
ſonen, nämlich von einem ſozialdemokratiſchen Vertrauens
mann und von dem jugendlichen Spitzel Sauerbrey erhalten
habe. Die beiden Perſonen der Vertrauensmann mag,
nebenbei bemerkt, nur eine ſagenhafte Geſtalt ſein haben
dem eifrigen Kommiſſar nur verworrenes Zeug erzählt, das

ößtenteils ſofort als völlig falſch nachgewieſen werden konnte.
as Gericht ließ auch den Kommiſſar glatt abfallen und ſprach

zwei der Angeklagten frei. Der dritte wurde zu. 100 Mark
Geldſtrafe verurteilt, weil er nach Anſicht des Gerichts der

Leiter eines Jugendvereins iſt, der politiſche Zwecke verfolge.
Gegen das Urteil iſt Berufung eingelegt worden.

Kleine Notizen. Auf Grund des Artikels 6 der Reichsver-
faſſung iſt der Staatsſekretär des Auswärtigen Amts, Jagow,
zum Bevollmächtigten des Bundesrats ernannt worden.
V. Jagow wird am Mittwoch, nachdem er dem Papſt ſeinen
Abſchiedsbeſuch gemacht hat, von Rom die Heimreiſe antreten
und am nächſten Freitag die Amtsgeſchäfte in der Wilhelm-
ſtraße übernehmen. Einer Meldung aus Weimar zufolge iſt
von jetzt an ſämtlichen thüringiſchen Landtagsabge-ordneten auf allen preußiſchen ahnen freie Fahrt ge-
währt worden.

Oeſterreich-Angarn.
Wahlrecht und Generalſtreik in Ungarn. Jn Ungarn ſtehen

die politiſchen Kreiſe nach wie vor unter dem Eindrucke der
Wahlrechtsvoralge. Jn beiden bürgerlichen Lagern, ſowohl bei
den Liberalen wie bei der Regierungspartei, ſieht man mit
größter Beſorgnis der Stellungnahme der ſozialdemokratiſchen
Partei entgegen, da die Generalſtreik-Ankündigung im
ganzen Lande die größte Panik hervorgerufen hat. Trotzdem
die ungariſche Sozialdemokratie in ihren Wahlrechtskämpfen
ſchon gezeigt hat, daß ſie vor dem äußerſten nicht zurückſchreckt,
wollen die Spießbürger an die Verwirklichung eines Lande s-
Generalſtreiks nicht recht glauben.

Deſto mehr rechnet die Regierung mit dem Generalſtreik und
verſucht insgeheim und öffentlich die Partei mit „Zuckerbrot
und Peitſche“ von ihrem Entſchluſſe abzubringen. Während
ein der Regierungspartei ſehr naheſtehendes Organ die Mel
dung bringt, der Miniſter des Jnnern ſei entſchloſſen, im Falle
des Generalſtreiks die erſt jüngſt ſanktionierten Ausnahme-
geſetze anzuwenden, wendet ſich das Leiborgan dieſes Miniſters
an die „beſonnenen“ Männer der Partei, und verſichert ihnen,
„daß die Wahlrechtsvorlage während der Ver-
handlung bedeutend abgeändert werde, da
ſchon die bisherigen Erfahrungen dies er-
forderten“. Am ernſteſten wird der Entſchluß der Sozial
demokratie in den Kreiſen des ſtädtiſchen Bürgertums ge
würdigt; dort herrſcht bleicher Schrecken. Die energiſchen Vor
bereitungen zum Generalſtreik, die allgemeine Begeiſterung
der Arbeiter im ganzen Lande, laſſen an dem Ernſt der Situa-
tion nicht zweifeln; ein allgemeiner Streik trifft aber in erſter
Linie das ſtädtiſche Bürgertum. Die Furcht des ungariſchen
Bürgertums vor dieſer letzten Waffe, zu welcher auch die un-
gariſche Arbeiterſchaft nicht mit leichtem Herzen greift, iſt nur
zu gerechtfertigt. Wer am vergangenen Sonntag in den
Maſſenverſammlungen die Arbeiterſchaft aufmarſchieren ſah,
wer in den Seelen dieſer Arbeiter zu leſen verſtand, der muß
ſich ſagen, daß es ſich da um einen Kampf handelt, der nur mit
der endgültigen Niederringung des Gegners enden kann.

Und irrt ſich die Sozialdemokratie in ihrer Berechnung, endet
der Generalſtreik mit der Niederwerfung der Arbeitermaſſen,
auch dann haben die Arbeiter nichts verloren, da die Entrech-
tung, die Ausbeutung und Unterdrückung des ungariſchen
Proletariats auch durch einen Mißerfolg nicht mehr geſteigert
werden.

Dies wiſſen die Männer, die die Maſſen zum Generalſtreik
führen, dies weiß das Proletariat, deshalb die Begeiſterung,
die Energie, die Liebe zum Kampfe.

Jn ihren Kämpfen kann die Arbeiterſchaft Ungarns durch
Drohungen und Gewaltmaßregeln niemals aufgehalten wer
den. Nur einen Weg gibt es, der zum Frieden führt: der Weg
über das allgemeine gleiche und geheime Wahl-
recht!

Frankreich.
Der neue Präſident. Zu der Wahl Poincarés zum Präſi

denten der frangöſiſchen Republik ſchreibt man uns noch aus
Paris: Das war wirklich ein großer Tag voll ſtarker Ein
drücke, den wir in der alten Köunigsreſidenz Verſaulles verlebt

haben. fieberhafter
Wir haben über ihn berichtet, aber

Ein Vorabend war ihm vorausgegangen.
über den letzten ver

zweifelten Beſuch der radikalen Ki olitiker, den ver
haßten Herrn Poincaré noch aus dem Felde zu ſchlagen. Dieſer
Verſuch zeichnet übrigens die verwegene Skrupelloſigkeit der
Clémenceau und Genoſſen. In ſpäter Abendſtunde begaben
ſich die Koriphäen der Geſellſchaft Monis, Clémenreau,
Combes, Caillaux, begleitet von einigen Kreisſtadtgrößen
zu Herrn Poincaré und ſtellten ihm das Anſinnen von der
Kandidatur zurückzutretenl Die Beſiegten verlangten die
Unterwerfung des Siegers

Unter dem Eindruck dieſer bis zur Lächerlichkeit geſteigerten
Verwegenheit begann der Tag von Verſailles, der mit der Wahl
Poincarés endete. Sie hat eine durchweg ſympathiſche Auf
nahme gefunden.

Mit Raymond Poincaros beſteigt ein Vertreter der liberalen
a n r den Präſidentenſtuhl der franzöſiſchen Repu
blik. Als Politiker vertritt er jene Schicht der Hochfinang und
des Kapitals, die es vorzieht, ſtatt eines Krieges, Geſchäfte mit
Deutſchland zu machen. Jn dieſem Sinne iſt ſeine Präſident
ſchaft eine Friedewsbürgſchaft. Als Menſch zeichnen
ihn Ernſt, Gewiſſenhaftigkeit, Erfahrung und ſachliche Routine
aus. Ein Gemäßigter in jeder Beziehung, iſt er für die öko-
nomiſche Entwicklung des Kapitals. Er iſt deshalb ein Gegner
der radikalen Kirchturm und Vetternwirtſchaft und logiſcher
weiſe ein Anhänger der Proportionalwahl. Die organiſierte
Arbeiterſchaft hat in ihm einen entſchiedenen aber vornehmen
Gegner.

Genoſſe Jaurss ſchreibt in der Humanité: Wir be-
kämpfen in Poincaré nicht ſeine Perſon, und haben deshalb
keinen Grund, uns als geſchlagen zu betrachten. Wir werden
weiter für den internationalen Frieden und den ſozialen Fort-
ſchritt arbeiten. Poincaré gehört zu denen, deren Wunſch
es iſt, einen europäiſchen Frieden zu ſehen, welcher den Ländern

Gelegenheit bietet, in Ruhe für die Entwicklung ihrer Kultur
und ihrer Jdeale zu arbeiten.
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Ueber die Perſon und den politiſchen Entwicklungsgang
Poincarés iſt zu berichten: Raymond Poincaré iſt am
20. Auguſt 1860 in Bar-le-Duc im Maasdepartement geboren.
Er ſteht demnach im 53. Lebensjahre. Poincaré ſtudierte in
Paris die Rechte und übte die Praxis eines Rechtsanwaltes
mehrere Jahre mit großem Erfolg aus. Jn den Jahren 1886
bis 1887 war er Kabinettschef im Ackerbauminiſterium. 1887
kandidierte er zur Deputiertenkammer in ſeinem Heimats-
departement und er wurde auch gewählt. Einer Partei trat er
nicht bei. Er faßte aber ſein Amt ernſt auf und er vertiefte
ſich vor allem in das Studium der Finanzen. Bald lenkte er
durch die klare und eingehende Behandlung von finanziellen
Fragen die Aufmerkſamkeit auf ſich. Jn den Jahren 1889 und
1893 wurde er wiedergewählt. Am 4. April 1893 übernahm er
im Kabinett Dupuy das Unterrichtsminiſterium. Am 25. No
vember aber ſchon trat er mit dem Geſamtminiſterium zurück.
Als am 23. Mai 1894 das Kabinett Dupuy bis zum 14. Januar
1895 wieder ans Ruder kam, übernahm Poincaré den Poſten
des Finanzminiſters.
26. Januar bis 28. Oktober 1895) war er wiederum Unterrichts-
miniſter. Dann wählte ihn die Deputiertenkammer zu ihrem
Vizepräſidenten, bis er dann im Jahre 1903 in den Senat ge-
wählt wurde. Jm Jahre 1906 war Poincaré vom März bis
Oktober wieder Finanzminiſter. Vor einem Jahr, am 13. Jan.
1912, übernahm Poincaré in der damaligen Miniſterkriſis die
Bildung des Kabinetts.

Ein Miniſterium Briand. Die Demiſſion des geſam-
ten Kabinetts wurde dem Präſidenten Fallières am
Sonnabend beim Schluß des Miniſterrats überreicht. Der
Präſident nahm die Demiſſion an und bat die Miniſter, die
laufenden Geſchäfte vorläufig noch zu erledigen Fallières
empfing darauf den Senatspräſidenten Duboſt und den
Kammerpräſidenten Deschanel, hierauf Briand, den er auf-
forderte, das Kabinett zu bilden. Briand dürfte der Aufforde-
rung nachkommen. Er hat offenbar in Uebereinſtimmung mit
dem neuen Präſidenten beabſichtigt, ein dauerndes Miniſterium
mit einem Programm ins Leben zu rufen, das von vornherein
das Vertrauen Poincarées beſitzt und das dieſer alſo bei ſeiner
Uebernahme der Präſidentſchaft nur zu beſtätigen hat.

Das neue Kabinett dürfte erſt am Dienstag gebildet werden
können, ſo daß es ſich am Donnerstag der Kammer vorſtellen
könnte. Bourgeois erklärte, daß er gern ein Portefeuille über-
nehmen würde, ſein Geſundheitszuſtand ſei jedoch derart, daß
er fürchte, dieſe Aufgabe nicht durchſetzen zu können. Briand
iſt entſchloſſen, alles aufzubieten, um ſich die Mitarbeit
Bourgeois zu ſichern. Der Verſuch, Delcaſſè dem Miniſterium
zu erhalten, ſcheint zu ſcheitern.

Amerika.
Um den Pangamakanal. Humphrey, der am Sonnabend im

Repräſentantenhauſe in Waſhington die Bill einbrachte, daß
alle amerikaniſchen und ausländiſchen Schiffe, die Kombina-
tionen und Konferenzen angehören, von der Benutzung des
Panamakanals ausgeſchloſſen werden ſollen, erklärte, es ſei
durch die Zeugenausſagen in der Unterſuchung gegen den
Schiffahrtstruſt vollſtändig erwieſen, daß die aus-
ländiſchen Schiffe, die den amerikaniſchen Handel trügen, jeder
Beſchuldigung ſchuldig ſeien, die gegen ſie erhoben worden wäre.

Oberſt Goethals erklärte im Marinekomitee des Re
präſentantenhauſes, daß eine Garniſon von 25 000 Mann not-
wendig ſei, um den Panamakanal zu ſchützen. Die gegen-
wärtigen Pläne ſähen nur 8000 Mann vor. Wenn wir in
einem Kriege die Herrſchaft über das Meer verlieren würden,
ſo führte Goethals aus, wären wir auf die Garniſon ange
wieſen und könnten keine Verſtärkungen von den Vereinigten
Staaten erlangen. Die Schleuſen ſind ein wichtiger Teil des
Kanals und ſollten mit ſtarken Beſatzungen geſchützt werden.
An den beiden Endpunkten ſollten Garniſonen errichtet werden.
Die Erklärung, daß der Kanal ſchwerlich gehalten werden
könnte, wenn die Vereinigten Staaten die Herrſchaft über das
Meer verlieren würden, erregte großes Jntereſſe.

China.
Die mongoliſche Frage. Urga, 19. Januar. Meldung der

Petersburger Telegraphenagentur. Der Hutuchtu hat jetzt das
im Oktober 1912 an ihn ergangene Telegramm Yuanchikais be-
antwortet und darin betont, es könne von einer Vereinigung
der Mongolei mit China, dem ſelbſt Bürgerkrieg in ſeinen
ſüdlichen und nördlichen Provinzen drohe, keine Rede ſein. Das
ruſſiſchmongoliſche Abkommen hätten die Mongolen ganz
ſelbſtändig zur Sicherung ihrer hiſtoriſchen Eigenart gegen un-
geſetzliche Eingriffe Chinas abgeſchloſſen. Der Hutuchtu warnt
ferner China vor der etwaigen Abſicht, die mongoliſche Frage
mit Waffengewalt zu entſcheiden.

Urga, 18. Januar. Meldung der Petersburger Telegraphen-
Agentur. Die mongoliſche Regierung erhielt die Nachricht, daß
eine Abteilung chineſiſcher Truppen auf dem Vor
mar ſch zu der durch den Fluß Chalcha gebildeten Grenze be

Jm folgenden Kabinett Ribot (vom

griffen ſei. Der Führer dieſer Abteilung habe der friedlichen
Bevölkerung geraten, ruhig in ihren Wohnorten zu verbleiben,
und erklärt, die republikaniſche Regierung bezwecke mit dem
Vorraarſch ihrer Truppen nur die Beſtrafung von Meuterern

Gewerkſchaftliches.
Der Kampf im Holzgewerbe

ſcheint unvermeidlich. Nach dem bereits gemeldeten Abbruch
der Verhandlungen im Holzgewerbe hatte der Deutſche Holz-
arbeiter- Verband auf Sonnabend, den 18. Januar, eine Kon
ferenmz von Vertretern aus allen Vertragsſtädten nach Berlin
einberufen, um zu der gegebenen Situation Stellung zu
nehmen. Die von zirka 150 Delegierten beſuchte Konferenz hat
einſtimmig beſchloſſen, die Herausforderungen und anmaßenden
Anſprüche des Arbeit,„geber“ſchutzverbundes mit ganzer Ent-
ſchiedenheit zu bekämpfen. Die Holzarbeiter Deutſchlands ſind
feſt entſchloſſen, an der von ihnen geforderten Verkürzung der
Arbeitszeit, die in den allermeiſten Fällen eine ſehr beſcheidene
iſt, ſowohl, als auch an der vierjährigen Vertragsdauer un-
bedingt feſtzuhalten und werden ſich von dieſem Entſchluß auch
durch den zum 15. Februar von dem Arbeitgeberſchutzverband
a Ken Kampfe auf der ganzen Linie nicht abbringen
aſſen.

Jn einer zweifellos aus den Reihen des Arbeitgeberſchutz-
verbandes ſtammenden Notiz in der Berliner Volks- Zeitung
vom 17. Januar wird erklärt, daß ein Eingreifen der Regie-
rung, um die jetzt daniederliegenden Verhandlungen wieder
aufzunehmen, von den Unternehmern als unwahrſchein-
lich angeſehen würde. Auch die Konferenz der Holzarbeiter
ſtand dem Eingreifen eines Unparteiiſchen ſehr unſympathiſch
gegenüber.

m

Die Berliner Volkszeitung bringt an der Spitze der Nummer
vom 19. Januar folgende Nachricht:

„Der Arbeitgeberſchutzverband für das deutſche Holz-
gewerbe gibt ſeinen Mitgliedern in Groß-Berlin und den
übrigen 50 an der diesjährigen Tarifbewegung beteiligten
Vertragsgebieten die Anweiſung, ſich für die am 15. Februar
dieſes Jahres erfolgende Ausſperrung bereit zu halten,
da nach dem Scheitern der letzten Verhandlungen an eine
Verſtändigung mit den Arbeiterorganiſationen nicht mehr zu
denken ſei.

Nach den Feſtſtellungen des Arbeitgeberverbandes ſind in
den Vertragsorten 62 500 Arbeiter beſchäftigt, die nun
aus geſperrt werden ſollen.

Die Mitglieder des Arbeitgeberverbandes werden aufge-
fordert, ſich mit der Vergebung neuer Akkorde ſo einzurichten,
daß alle in den Betrieben beſchäftigten Arbeiter ohne Rück-
ſicht auf deren Organiſationszugehörigkeit am 16. Februar
entlaſſen werden können. Von demſelben Tage ab darf kein
Arbeitgeberverbandsmitglied Aufträge aus den geſperrten
Städten annehmen.

Die von der Ausſperrung nicht betroffenen Mitglieder
dürfen nach den 51 an der Ausſperrung beteiligten Vertrags-
gebieten weder Agenten und Reiſende entſenden, noch dort
Anzeigen erlaſſen oder ſich auf andere Art Aufträge von dort
verſchaffen.“

Dieſe Veröffentlichung bedeutet demnach die unzweideutige
Kriegserklärung der Unternehmer an die organiſierten Holz-
arbeiter. Die Holzarbeiter werden den ihnen hingeworfenen

Fehdehandſchuh aufnehmen und den unvermeidlichen Kampf
erfolgreich zu führen wiſſen!

Gegen den chriſtlichen Land und Forſtarbeiterverband
wird in der Junkerpreſſe der Provinz fleißig mobil gemacht,
nachdem Herr Oertel und die Kreuzzeitung das Signal dazu
gegeben haben. Das Berliner Agrarierblatt, die Schleſiſche
Zeitung, nennt den chriſtlichen Verband einen Unruheſtifter
und „begrüßt“ ihn mit folgenden Komplimenten:

„Wenn erſt der Zentralverband unter Berufung auf ſeine
chriſtlichen und nationalen Grundlagen agitatoriſch, alſo be-
unruhigend und Zwieſpalt ſchaffend, auf dem platten Lande
Eingang findet dann iſt auch die Sozialdemokratie nicht
weit davon. Sie heftet ſich als „neutrale“ Gewerkſchaft an
die Verſen der Chriſtlichen, überbietet ſie in Verſprechungen
und Aufreizungen, und ſtatt eines Dammes bildet der chriſt
liche Zentralverband den Sturmbock, der für die rote Ueber-
ſchwemmung der Dörfer Breſche ſchlägt. Deshalb: Hände
weg von der gewerkſchaftlichen Organiſierung der ländlichen
Arbeiter und Dienſtboten

Das freundliche „Hände weg“ bedeutet beim oſtelbiſchen
Junker natürlich zugleich die Drohung „wagſt du es trotzdem,
dann fliegſt du auf die Straße.“ So geht die ganze chriſtliche
und patriotiſche Brüderſchaft trotz aller Huldigungsdepeſchen
und Kaiſerhochs zum Teufel, ſobald ſich ſelbſt chriſtliche Ar
beiter auf ihre Jntereſſen beſinnen wollen und nur von weitem
den Profit der Junker gefährden.
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ponbilig.C. F. Rifter,
Halle a. S., Leipzigerstrasse 90.
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Michel Briketts
anerkannt veste Marke

Anein vertreter für Halle und
B Haftlesches Kohlen- und Brikett- Kontor We

Halle a. S., Merseburgerstr. Ecke Schmiedstr. Tol.

Für
Bockbiertente u. Maztentälle

liefern wir billigst
Bockhler-Hützen,
Dekorations Grianden,

Masken Anzüge
aus Stoff,

Pakate, Pritchen, Nömer

5389 etc. etc.
staunend vilüg.

e (olkshuchhandlung
e Halle a. S. Harz 42-43.

Telephon 1047.

Katalog gratis und franko.
M a ſt e A. M W K. M A e l S l M. 9 A. a A. M l S h h e

TRAGEHM SIE KEIN
BRUGHBAMRB.

Nach einer 30 jährigen Erfahrung habe ieh für Männer, Frauen und
einen Apparat erfunden, welcher Bruch unfehlbar beseitigt.

*841

ICH SENDE IINEN AUF PROBE.
Wenn Sie alles möghehe probiert haben. kommen Sie zu mir.Was anderen misslingt, da habe ich den grössten Erfolg. Senden

Sie noch heute beiliegenden Abschnitt, so sehicke ich nen post-
frei mein illustriertes Bneh über Bruch und seine Beseitigung, aus

welchem Sie meinen Apparat und
Namen vieler Personen ersehen können.
welche denselben versneht haben und
mir unendlich dankbar sind

u r sofort, e rttel ve ergessen niecht,dass ich Woker Salben, noch Harniseh

noch Lügen anwende.
Ich fertige es nach Drem Mass an

und sende es Ihnen unter unbedingter
Garantie zu, dass es Ihnen gefälit, oder
77 Ihnen das Geld zurück, und ich

abe meinen Preis s0 niedrig gestellt,
dass jedermann, rereh oder arm, den
Apparat kaufen kann.

Ich sende T n 3 r z
zu zeigen, dass ie 6 ahrheit,C. E. BROORS welch. seit mehr r Sie können selbst urteilen,

als 30 Jahren Bruch beseitigt. und wenn Sie einmal mein inuetriertes
Falls Sie an Bruch —leiden, Bueh gesehen und gelesen baben, wer-
schreiben Sie ihm noch heute. den Sie ebenso begeistert davon sein,
wie die Tausende weiner Patienten deren Briefe in meinem Bureau
eingesehen werden köhmnen. Fällen Sie daher notenstehender Frei-
coupon aus und senden Sie ihn noch heute ab.

Gratis informationscoupon-
C. F. BROOKS, D. 432, Bank Buildings,

Kingsway, London, W. C., d
Senden Sie mir bitte im unbedruektem Kuvert Ihr ilistrierte-

Bueh und ausführliche Auskunft über Ihren Apparat zur Be
seitigung des Bruechs
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bester deutscher

keiter

4 einen l

Jh

Speck 98.
vawzterAlPeBrlinhurger 92.,

ben De
Januar, abends H Uhr,Dienstag, den

im Volkspark:

Generalversammlung.
Tagesordnung:

1. Geſchéſts, Kaſſen, Reviſtons- und Kartellbericht.
2. Volkspark, Herbergs- und Feſtangelegenheiten. 5677

3, Neuwahlen der Geſamtverwaltung.
Der Verbandsbuch und Geſchäftsberichte ſind mitzubringen. W

Allſeitiges Erſcheinen erwartet Die Ortsverwaltung.

Pngros.

MasKen,
Kopfbedeckungen,

Luftschlangen,
Schneebälle,

engaliseh. Zündhölzer

TDTbuttermidh.
C. m. h. H.

Halle a. S.,

Tol. 8114.

karnoval
Artikel

Lanchwehrstr. 9.

567

Abbruent
Tholucſſtr.

a w
*1884

an ren d. Platzes gr. Poſtenwen Steine ſikenger

e

4

kwendadn-Pbchabfälle

e

mit e

Gemeinſchaftlie Ort
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Die Note der Mächte
Die von den Botſchaftern in Konſtantinopel der Pforte über

gebene gemeinſame Note hat folgenden Wortlaut: Die
unterzeichneten Botſchafter von Oeſterreich-Ungarn, England,
Frankreich, Rußland, Deutſchland und Jtalien ſind von ihren
Regierungen beauftragt worden, Seiner Exzellenz dem Miniſter
der auswärtigen Angelegenheiten Seiner Kaiſerlichen Majeſtät
des Sultans die folgende Mitteilung zu machen: Jn dem
Wunſche, der Wiederaufnahme der Feindſeligkeiten vorzu-
beugen, glauben die genannten Mächte die Aufmerkſamkeit der
Kaiſerlich ottomaniſchen Regierung auf die ſchwere Verant-
wortung lenken zu ſollen, die ſie auf ſich nehmen würde, wenn
ſie entgegen den Ratſchlägen der Mächte die Wiederherſtellung
des Friedens verhindern würde. Sie würde es nur ſich ſelbſt
zuzuſchreiben haben, wenn die Fortſetzung des Krieges zur
Folge haben würde, das Schickſal der Hauptſtadt in Frage zu
ſtellen und vielleicht die Feindſeligkeiten auf die aſiatiſchen
Provinzen des Reiches auszudehnen. Jn dieſem Falle wird ſie
nicht auf den Erfolg der Bemühungen der Mächte rechnen
können, ſie vor den Gefahren zu bewahren, denen ſich auszu-
ſetzen ſie ihr bereits widerraten haben und auch weiter abreden.
Wie die Dinge liegen, wird die Kaiſerlich ottomaniſche Regie-
rung nach dem Friedensſchluß des moraliſchen und materiellen
Beiſtandes der europäiſchen Großmächte bedürfen, um die
Schäden des Krieges wieder gut zu machen, ihre Stellung in
Konſtantinopel zu feſtigen und die weiten aſiatiſchen Gebiete
in guten Stand zu ſetzen, deren Gedeihen ihre wirkſamſte
Stärke bilden wird. Um dieſes notwendige Werk zu unter-
nehmen und durchzuführen, würde die Regierung Seiner
Kaiſerlichen Majeſtät des Sultans auf die Wirkſamkeit der
wohlwollenden Unterſtützung der Mächte nur dann rechnen
können, wenn ſie ihren Ratſchlägen folgen wird, die von den
allgemeinen Intereſſen Europas und denen der Türkei einge-
geben ſind.

Unter dieſen Umſtänden glauben die europäiſchen Großmächte
gemeinſam der Kaiſerlich ottomaniſchen Regierung erneut den

Rat geben zu ſollen, der Abtretung der Stadt Adria-
nopel an die Balkanverbündeten zuzuſtimmen und den Groß-
mächten die Sorge zu überlaſſen, über das Schickſal der Jnſeln

des Aegäiſchen Meeres zu befinden.
Gegenüber dieſen Zugeſtändniſſen

Mächte es ſich angelegen ſein laſſen,
würden die genannten

den Schutz der muſel-
maniſchen Intereſſen in Adrianopel und die Achtung vor den
in dieſer Stadt befindlichen Moſcheen, religiöſen Gebäuden
und Grundſtücken zu ſichern. Ebenſo würden ſie dahin wirken,
daß bei der Löſung der Frage der Jnſeln des Archipels jede
Drohung für die Sicherheit der Türkei ausgeſchloſſen iſt.“

Die Norddeutſche Allgemeine Ztg. gibt zu der
Note die Verſicherung ab, daß ſie nicht auf Ausübung eines
Zwanges gerichtet ſei. Maßregeln, durch die ein Heraustreten
der Mächte aus ihrer Neutralität eingeleitet werden könnte,
ſeien nicht angekündigt. Insbeſondere enthält die Note keinen
Hinweis auf eine Demonſtration der Großmächte in türkiſchen
Gewäſſern.

Die Aufnahme in der Türkei.
Konſtantinopel, 19. Januar. Die türkiſche Preſſe

kommentiert heute ſehr zurückhaltend die Note der Mächte, in
der fie eine Drohung Europas zu erblicken glaubt. Jkdam
ſchreibt, die Pforte müſſe in ihrer Antwort die gefährliche Lage
des Landes in Rechnung ziehen, denn bei Wiederaufnahme der
Feindſeligkeiten würde die Türkei ſich nicht nur den Balkan-
verbündeten, ſondern einem verbündeten Europa gegenüber-
ſehen. Wenn die Pforte dem Rat der Mächte folgen wolle,
müßten die dahingehenden diplomatiſchen Schritte ſchnell er
folgen, weil, wenn während einer längeren Korreſpondenz
Adrianopel kapitulieren ſollte, die Mächte von jedem Engage-
ment zugunſten der Türkei entbunden ſein würden. Die Türkei
würde dann großen Gefahren ausgeſetzt ſein. Sie müſſe ein
Arrangement zu treffen ſuchen, ſolange die Mächte noch an die
übernommene Verpflichtung gebunden ſeien. Man müſſe nicht
dem Zuge des Herzens, ſondern dem Verſtand gehorchen. Sabah
veröffentlicht eine Erklärung eines früheren Diplomaten, der
unter anderem ſagt: Seit der Ueberreichung der Note hat das
Wort Neutralität einen anderen Sinn erhalten. Bisher legte
die Neutralität auch der Diplomatie Beſchränkungen auf. Der
Schritt der Mächte hat dieſes Prinzip umgeſtoßen.

Die türkiſche Antwort.
Nach einem Privattelegramm des Berl. Lokalanz. hat die

Antwort der türkiſchen Regierung auf die Geſamtnote der
europäiſchen Großmächte folgenden Wortlaut:

„Vom ethnographiſchen Standpunkte aus, ſind die Bulgaren
im Wilajet Adrianopel in Minderheit, nicht nur zu den
Mohammedanern, ſondern auch zu den übrigen Chriſten.
Adrianopel hat ſich bisher gehalten und wird ſich weiter
halten. Seine Aufgabe würde das Kalifat ſchwer ſchädigen,
weil ſich dort heilige Gräber befinden. Ferner iſt es der
Schlüſſel zur Hauptſtadt. Seine Aufgabe gefährdet die
Exiſtenz des ganzen Reiches. Aus dieſen Gründen kann
Adrianopel nicht abgetreten werden. Die Pforte
bittet die Großmächte, eine ähnliche Demarche, wie bei ihr,
bei den Balkanſtaaten zu unternehmen, um, vhne die Exiſtenz
des Reiches zu gefährden, eine Baſis für eine Verſtändigung
zu finden, da die Pforte eine Einigung ehrlich wünſcht. Sie
iſt ſelbſt zu neuen Opfern bereit, um zu dieſem Ziele zu ge-
langen. Bezüglich der Jnſeln können diejenigen an der
aſiatiſchen Küſte keinesfalls abgetreten werden, dagegen iſt

man bereit, über die anderen zu verhandeln.“
Dieſe Antwort ſoll keinesfalls vor Dienstag überreicht

werden.
Konſtantimwopel, 20. Januar. Wie der Jkdam meldet,

wird die Pforte in der Antwortnote erklären, daß ſie ſehr für
eine verſöhnliche Haltung ſei und daher die Bemühungen der
Mächte zur Aufrechterhaltung des Friedens überaus würdige,
daß es ihr aber unmöglich ſei, auf die Inſeln zu verzichten, die
im Zuſammenhang mit Aſien ſtänden, noch auf Adrianopel und
was dazu gehöre. Aus Achtung gegenüber den Mächten wolle
die Pforte aber ein letztes Opfer bringen und würde in Unter
handlungen eintreten über eine neue Grenze diesſeits der
jenigen, die bereits vorgeſchlagen ſei und die der Türkei Adria-
nopel und was dazu gehöre, belaſſen würde. Wenn gegenüber.
dieſem Opfer die Verbündeten nicht ebenfalls Opfer bringen

ner München ſeine F x
regte an, der Grundſtein ſoll periodiſch eine beſondere Beilage

wollten, werde die Verantwortung für die Wiederaufnahme der
Feindſeligkeiten nicht auf die Pforte, ſondern auf die Ver
bündeten fallen.

Konſtantinopel, 20. Januar. Nach ſicheren Jnfor-
mationen ſoll ſich faſt der geſamte Miniſterrat für den
Frieden ausgeſprochen haben. Nur einige Miniſter hätten
für den Krieg geſtimmt, ſeien aber in der Minderheit geblieben.

Die Stimmen aus dem Volke, die für den Frieden ſind,
mehren ſich. Man erwartet in der hieſigen Bevölkerung mit
aller Beſtimmtheit einen baldigen Friedensſchluß.

Ein Ultimatum des Balkanbundes?
Nach einem Telegramm der Berliner Nationalzeitung aus

Sofia verlautet dort beſtimmt, daß die verbündeten Balkan
mächte der Pforte, für den Fall, daß ihre Antwort auf die
Kollektivnote der Botſchafter unbefriedigend ausfällt, ſofort ein
Ultimatum überreichen werden, dem die Wiedereröffnung der
Feindſeligkeiten (7) alsbald folgen würde, wenn die darin aus
geſprochenen Forderungen keine Erfüllung finden.

Eine griechiſch-türkiſche Seeſchlacht

hat am Sonnabend zwiſchen Tenedos und Lemnos ſtatt
gefunden. Jn Athen wird amtlich von dem Kampfe folgende
Darſtellung gegeben: Die türkiſche Flotte lief aus der Meer-
enge aus und dampfte in ſüdlicher Richtung nach der Jnſel
Tenedos, wo ſich die Schlacht mit der griechiſchen Flotte ent-
ſpann. Der Kampf dauerte zwei Stunden. Hierauf fuhr die
türkiſche Flotte, von der griechiſchen verfolgt, nach den Dar-
danellen zurück. Ueber die Verluſte des Feindes ſind noch keine
beſtimmten Nachrichten hierher gelangt.

Konſtantinopel, 20. Januar. Ein türkiſches Com-
muniqué beſagt: Der Kampf zwiſchen Tenedos und Lemnos
dauerte mehrere Stunden. Auf beiden Seiten waren die Ver
luſte beträchtlich. Die türkiſche Flotte iſt unverſehrt zurück
gekehrt.

Am Nachmittag iſt das Transportſchifft Reſchid Paſcha hier
eingelaufen, das 70 Verwundete aus der Seeſchlacht bei Lemnos
an Bord hatte.

Verbandstag des Deutſchen
Bauarbeiterverbandes.

kr. Jenga, 17. Januar.
Fünfter Verhandlungstag.

Ueber den Punkt Jugendorganiſation im Deutſchen Bau
arbeiterverband referierte Töpfer- Hamburg. Er begründete
eingehend vom Vorſtand vorgeſchlagene Beſtimmungen für die
Gründung von Jugendabteilungen. Die Vorſchläge gehen da-
hin: Jn jedem Zweigverein, und wo es notwendig iſt, auch in
jeder größeren des Deutſchen Bauarbeiterverbandes,
ſollen für die Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter des Bau
gewerbes Jugendabteilungen gebildet werden. Der Zweck der
Jugendabteilungen iſt Unterweiſung der Jugendlichen in den
gewerkſchaftlichen Grundſätzen, Schutz der Jugendlichen vor
übermäßiger Ausbeutung und roher Behandlung im Arbeits
verhältnis, Belehrung in beruflichen Angelegenheiten, Er-
i und Pflege des Bildungstriebes und Pflege der Ge
elligkeit.
Mitglied der Jugendabteilung kann jeder Lehrling und

jeder Arbeiter des Baugewerbes unter 17 Jahren werden. Der
Eintritt iſt frei; dem Eintretenden wird ein Mitgliedsbuch
ausgehändigt. Der Austritt kann zu jeder Zeit durch einfache
Erklärung erfolgen. Die Mitglieder der Jugendabteilung
ſollen einen Beitrag von 10 Pf. pro Woche zahlen, und zwar
für 44 Wochen im Jahre. Für Mitglieder, die in keinem
Lehrverhältniſſe ſtehen und deren Lohn mehr als 25 Pf. pro
Stunde beträgt, erhöht ſich der Betrag auf das Doppelte. Vom
Beitrag befreit ſind Jugendliche, die in einem Kalenderjahr
länger als acht Wochen arbeitslos oder krank ſind, für die über
acht Wochen hinausgehende Zeit, wenn ſie nicht auf Grund
dieſes Statuts Krankenunterſtützung beziehen. Ein Mitglieds-
jahr gilt nur dann als vollendet, wenn 44 Marken geklebt ſind.

Die Mitglieder der Jugendabteilungen können Unter-
ſtützungen erhalten im Falle der Krankheit und auf der
Reiſe; im Falle des Todes kann den Eltern oder Pflegern des
geſtorbenen Mitgliedes ein Sterbegeld gezahlt werden; in be
ſonderen Fällen können Mitglieder, die in keinem Lehrverhält-
niſſe ſtehen und durch einen Lohnkampf arbeitslos werden, eine
Arbeitsloſenunterſtützung erhalten. Außerdem kann der Ver-
band den Mitgliedern der Jugendabteilung Rechtsſchutz bei
ſolchen Rechtsſtreitigkeiten gewähren, die ſich aus dem Lehr-
oder Arbeitsverhältnis ergeben.

Nach beendeter Lehrzeit bezw. nach vollendetem 17. Lebens-
jahre ſollen die Mitglieder der Jugendabteilung in den Zweig-
verein übertreten. Der Uebertritt geſchieht koſtenlos, wenn er
innerhalb der nächſten vier Wochen nach Beendigung der Lehr-
zeit bezw. nach Vollendung des 17. Lebensjahres vollzogen wird.
Den rechtzeitig in den Zweigverein übergetretenen Mitgliedern
der Jugendabteilung wird ihre Mitgliedſchaft voll angerechnet,
jedoch mit der Maßgabe, daß ſie die ihnen hiernach zuſtehenden
Unterſtützungsſätze bei Krankheit, Arbeitsloſigkeit und Todes-
fall erſt dann voll beanſpruchen können, wenn ſie ein weiteres
Jahr dem Zweigverein angehört haben. Bei eintretenden
Ünterſtützungsfällen vor Ablauf dieſes Jahres ermäßigt ſich die
Streikunterſtützung auf den Mindeſtſatz der betreffenden Bei-
tragsklaſſe, alle übrigen Unterſtützungen auf den niedrigſten
Satz der niedrigſten Beitragsklaſſe. Nach Ablauf der ein
jährigen Mitgliedſchaft im D. B. V. werden die voraufgegan
genen Mitgliedsjahre in der Jugendabteilung, je 44 Beiträge,
als Verbandsjahre gerechnet.

kuſſion zuſtimmen. (Beifall.)
An das Referat ſchloß ſich eine kleine Debatte, in der Wag-

Freude über die Vorlage ausſprach. Er

für die Jugendlichen herausgeben. Dieſe könnte ſehr zur Er
leichterung der Agitation für die Jugendabteilungen dienen.
Redakteur Winnig erklärte hierauf, die Redaktion wolle
dieſem Wunſch inſofern nachkommen, als ſie beabſichtigte, das
Feuilleton des Grundſteins entſprechend zu erweitern.

Der Verbandstag nahm faſt einſtimmig die Vorſchläge des
Vorſtandes an.

Eine Vorſtandsvorlage über die Einführung einer
Verſicherung der agitatoriſch tätigen Mitglieder

begründete Pweplow Hamburg. Nach dieſer Vorlage will
der Vorſtand für ſeine im Verband tätigen, nicht angeſtellten
Mitglieder und ſeine Angeſtellten eine Unterſtützungskaſſe er-
richten, wie das der Fabrikarbeiterverband im Vorjahre als
erſte deutſche Gewerkſchaft getan hat. Die Kaſſe ſoll ohne be-
ſondere Vergütung von dem Verbandsvorſtand verwaltet und
getrennt von der Verbandshauptkaſſe geführt werden. Unter
ſtützungen aus dieſer Kaſſe ſoll gewährt werden:

a) an Mitglieder, die im Dienſte der Organiſation einen ihre
Geſundheit ſchädigenden Unfall erlitten haben, auf die Dauer
der Erwerbsunfähigkeit

b) an Mitglieder, die infolge der unter a bezeichneten Um
ſtände dauernd erwerbsunfähig oder erwerbsbeſchränkt ge-
worden ſind

c) an Hinterbliebene ſolcher Mitglieder, deren im Dienſte
der Organiſation erlittener Unfall den Tod zur Folge hatte;

d) an Angeſtellte des Verbandes, die dem Verſicherungsgeſetz
für Angeſtellte nicht unterſtehen und auch zu der Unter-
ſtützungsvereinigung der in der Arbeiterbewegung tätigen An-
geſtellten nicht zugelaſſen werden, wenn ſie infolge Alters oder
Jnvalidität dienſtunfähig geworden ſind;

e) an Hinterbliebene der unter d genannten Angeſtellten.
Ein weiterer Zweck der Unterſtützungskaſſe iſt die Vor und

Nebenverſicherung der verſicherungspflich-
tigen Angeſtellten des Verbandes für die Zeit, wo ein
Recht auf Rentenbezug aus der Angeſtellten- und Jnvaliden
verſicherung (auch Unterſtützungsvereinigung) noch nicht beſteht.
Zur Durchführung dieſes Zweckes übernimmt die Unter-
ſtützungskaſſe des D. B. V. für alle Angeſtellten die volle Bei-
tragszahlung zu der Angeſtellten- und Jnvalidenverſicherung
(auch zu der Unterſtützungsvereinigung). Die Angeſtellten
zahlen dafür einen angemeſſenen Beitrag an die Unter
ſtützungskaſſe.

Die erforderlichen Mittel zur Durchführung der Unter-
ſtützung ſoll aus Beiträgen der Verbandshauptkaſſe und aus
Beiträgen der Angeſtellten aufgebracht werden.

Die Verbandshauptkaſſe zahlt einen Gründungsfonds von
20 000 Mk. in die Unterſtützungskaſſe und leiſtet an laufenden
Beiträgen 2 pro Mille der Hauptkaſſeneinnahme aus den regel-
mäßigen Verbandsbeiträgen (von je 1000 Mk. Verbandsbeitrag
2 Mt.). Die Angeftellten des Verbandes zahlen perſönlich Bei-
träge, und zwär 256 Prozent ihres Gehaltes.

Nach kurzer Diskuſſion, in der die Gründung der Ver-
ſicherungskaſſe begrüßt wurde, ſtimmte der Verbandstag der
Vorlage gegen wenige Stimmen zu. Die Verſicherung tritt
bereits ab 1. Januar d. J. in Kraft. Der Verbandstag be
ſchloß ferner, zwei alten invaliden Mitgliedern, von denen der
eine von einem Arbeitswilligen ſchwer verletzt wurde, und der
andere ein eifrig tätiger Kollege war, eine Unterſtüsung zu

Die Feſtſetzung der Höhe wird dem Vorſtand über
laſſen.

Zur Beratung gelangte nun eine Vorlage des Vorſtandes
über

Neuregelung der Gehälter der Angeſtellten,
die Paeplow ſehr entſchieden und geſchickt begründete. An
Gehältern ſollen erhalten: a) der Verbandsvorſitzende 4200 Mk.,
p) der Leiter des literariſcheſtatiſtiſchen Bureaus 8900 Mk.
c) die ſonſtigen Vorſtandsmitglieder und der Redakteur des
Fachorgans 3600 Mk. (der Kaſſierer erhält zu ſeinem Gehalt
ein jährliches Mankogeld von 300 Mk.), d) die Bezirksſekretäre
(Gauvorſitzende) 2700 bis 3400 Mk., e) die ſtändigen Hilfs
arbeiter des Vorſtandes im Verbandsbureau 2400 bis 3200 Mk.,

die Zweigvereinsbeamten (Geſchäftsführer und Kaſſierer):
der Beitragsklaſſe 2 1800 bis 2400 Mk., der Beitragsklaſſen 3
und 4 2000 bis 2700 Mk., der Beitragsklaſſen 5 und 6 2400 bis
3300 Mk. Die Zweigvereine ſollen berechtigt ſein, über die hier
normierten Sätze hinauszugehen und in allen Klaſſen die Ge
hälter ihrer Beamten zu erhöhen; jedoch ſoll weder das An
fangs noch das Endgehalt der Zweigvereinsbeamten das Ge
halt der Bezirksſekretäre überſchreiten. Für die Berechnung
der Beitragsklaſſe iſt der Beitrag maßgebend, den die Mehrheit
der gelernten Arbeiter in dem betreffenden Zweigverein zahlt.
In den Fällen d, e und bleibt das Gehalt während der beiden
erſten Jahre der Amtsdauer bezw. Dienſtleiſtung auf der An
fangsſtufe und ſteigt dann jährlich um 100 Mk. bis zum Höchſt
ſatze. Mit Zuſtimmung des Verbandsvorſtandes können Zweig
vereinsbeamte in beſonderen Fällen probeweiſe zu niedrigeren
Gehaltsſätzen angeſtellt werden. Jm Falle der Erkrankung
eines Beamten oder Hilfsarbeiters wird in der Regel für die
Dauer der Krankheit, jedoch nicht über drei Monate hinaus,
das volle Gehalt gezahlt. Bei länger dauernden Krankheiten
kann der Verbandsvorſtand die Fortzahlung des halben Ge
haltes für höchſtens weitere drei Monate genehmigen und auch
für Zweigvereinsbeamte event. aus der Hauptkaſſe anweiſen.
Jſt die Arbeitsunfähigkeit eines Beamten von längerer Dauer,
ſo haben Verbandsvorſtand und Beirat eine weitere Entſchei
dung zu treffen. Die Angeſtellten des Verbandes haben An
ſpruch auf Ferien. Es ſollen gewährt werden: nach ein
jähriger Dienſtleiſtung zwei Wochen Ferien, nach zehnjähriger
Dienſtleiſtung drei Wochen Ferien.

Die Diskuſſion über dieſen Punkt wurde zum großen
Leidweſen vieler Delegierter, deren beabſichtigte Reden nun
unter den Tiſch fiel, bald wieder geſchloſſen. Es kamen nur
zehn Redner zum Wort, die mehr oder weniger ſcharfen Proteſt
gegen die Vorlage des Vorſtandes einlegten. Die Annahme der
Vorlage würde eine „allgemeine Empörung“ bei den Mitglie-
dern hervorrufen, ſagte unter Zuſtimmung Winzler-
Berlin, man könne ihr unter keinen Umſtänden zuſtimmen:
Doch kam dieſer Redner, der eingangs die Vorlage ſo ſcharf
kritiſierte, zu dem Schluß, daß eine Gehaltsregulierung ange
bracht ſei. Und dieſer Anſicht verſchloſſen ſich auch die meiſten
der übrigen Redner nicht. Doch wollen ſie die Gehaltserhöhung
erſt auf einem ſpäteren Verbandstag bewilligen. Nach einem
Schlußwort Paeplows, der nochmals all die guten Gründe
für eine Gehaltserhöhung darlegte, wurde ſchließlich die Vor
lage einer 21gliedrigen Kommiſſion überwieſen, die wahrſchein
lich einen Mittelweg ſuchen und finden wird. 5

Es wird nun der Bericht der Statutenberatungs
kommiſſion entgegengenommen, der in einer Abend-
ſitzung fortgeſetzt wird. Wir berichten darüber in der näch
ſten Nummer.

h ehe u e M e e eVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten Paul Hennig, Ausland, Gewerhkſchaftliches, Feuilleton
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Provinzielles Gottl. Kasparek. Verleger und für dieInſerate verantwortlich A. Jähnig. Sämtlich in Halle. Drück
der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (E. G. m. b. S.
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Aus der Provinz.
Kolliſion zwiſchen Elektrizitäts und Gaswerk,

Ein für die Elektrizitätsbranche ſowie für die Gas und
Waſſerwerke gleich wichtiger Prozeß hat jetzt vor dem Reichs
Gerichte ſtattgefunden. Es iſt bekanntlich eine Entdeckung
erſt der neueſten Zeit, daß an den Stellen im Erdboden, wo
ſich elektriſche Leitungen in unmittelbarer Nähe von Gas und
Waſſerrohren befinden, die letzteren ſehr häufig als zernagt
und zerfreſſen erſezt werden müſſen. Die Elektrizitäts
Wiſſenſchaft hat ſchließlich als Urſache ſolcher Beſchädigungen
die Wirkung der ſog. vagabondierenden Ströme feſtgeſtellt.
Große rechtliche Schwierigkeiten verurſacht aber die Frage, zu
weſſen Laſten dieſe vagabondierenden Ströme ihre ſchädliche
Wirkung entfalten. Der dem Reichsgerichte vorgelegte Fall
war der: Die Gasanſtalt Helbra-Mansfeld hat
ihre Gasrohre in denſelben Chauſſeekörper eingelegt, in dem
ſich auch die Schienen- und Elektrizitätsleitungen der elek-
triſchen Kleinbahn im Mansfelder Bergrevier
befinden. Auch hier hatte ſich gezeigt, daß die Rohre der Gas
anſtalt häufiger als ſonſt zerfreſſen waren, und auch hier gab
die Wiſſenſchaft es lagen vor Gutachten des Vereins für
Gas und Waſſerfachmänner und des Vereins deutſcher Elektro
monteure der elektrolytiſchen Wirkung der ſog. vagabon-
dierenden Ströme die Schuld. Wer ſollte aber den Schaden
tragen?

Beide, Gasanſtalt und Kleinbahn, benutzten den Chauſſee-
körper mit Recht, beide behaupteten, es gäbe Möglichkeiten, die
ſchädigenden Einflüſſe auszuſchließen bezw. ihre Wirkung zu
vermindern und beide forderten von einander, daß der
andere Teil die Koſten dieſer Verhinderung und Abwehr zu
tragen habe. Die Kleinbahn nahm außerdem das Recht der
Priorität für ſich in Anſpruch; in dem Vertrage, den ſie mit der
Verwaltung und den Chauſſee-Eigentümern geſchloſſen hatte,
war geſagt: ſie dürfe den Betrieb ſo einrichten, wie es die Re
gierung in Merſeburg und die Eiſenbahndirektion
in Halle anordne. Die Gasanſtalt machte geltend, die Wir
kung dieſer vagabondierenden Ströme müſſe und könne von der
Kleinbahn verhindert werden und klagte auf Vornahme ent
ſprechender Maßnahmen ſowie auf Zahlung von zirka 4000 Mk.
für Gasverluſt. Die Kleinbahn wiederum entgegnele, es gäbe
anderſeits auch die Möglichkeit, die Corruſion der Rohre zu
verhindern.

Das Landgericht Berlin hatte die Klage abgewieſen. Die
beklagte Kleinbahn, ſo führte es aus, habe unſtreitig ein Recht
zur Schienenleitung und deshalb auch ohne weiteres die Be
fugnis, hierzu das Erdreich des Chauſſeekörpers zu benutzen.
Wenn die Gasanſtalt nachdem auch ein ſolches Benutzungsrecht
übertragen erhalten habe, ſo habe ſie gewiſſermaßen den
Straßenkörper nur als mit den vagabondierenden Strömen
velaſtet hinnehmen müſſen. Jedenfalls fehle es an einer
Widerrechtlichkeit für das Tun der Beklagten, was auch eine
Beſitzſtörung ausſchließe. Das Kammergericht führte
dem in ſeinen Gründen hinzu: Auch wenn es bereits techniſche
Mittel gäbe, die vagabondierenden Ströme auszuſchließen, ſo
könne auch dies die Klage nicht ſtützen. Beide, Gasanſtalt und
Kleinbahn, hätten Mitbeſitz an der Chauſſee, die Kleinbahn
brauche aber dieſen ihren Mitbeſitz nur ſo einzurichten, wie die
Behörde anordne. Jedenfalls könne die Gasanſtalt als bloße
Mitbeſitzerin niemals weitere Rechte geltend machen als die
Eigentümer der Chaufſſee ſelbſt, die ihrerſeits beiden, der Gas
anſtalt und der Kleinbahn, Rechte eingeräumt hätten. Wer
ſolche obligatoriſch eingeräumte Rechte aber ausübe, der handle
niemals widerrechtlich. Deshalb ſei ſowohl die Berufung auf
S 1004 als auch auf g 906 V. G.-B. völlig ausgeſchloſſen, denn
es könnten niemals Anordnungen verlangt werden, zu deren
Duldung jemand aus ſonſtigen Rechtsgründen verpflichtet ſei.
Auch das Reichs gericht entſchied bei dieſer intereſſanten
Jntereſſenkolliſſion zwiſchen Gaswerk und Kleinbahn zu
gunſten der Kleinbahn. Es beſtätigte das Be
rufungsurteil und wies die Reviſion der Gasanſtalt als un
begründet zurück.

Der Kriegsplan Otto Arendts.
In Scherls rotem Tag beſchäftigt ſich aus Anlaß des erſten

Geburtstags des jetzigen Reichstags Herr Arendt, der
„Sieger“ von Mansfeld mit der an ſich ziemlich überflüſſigen
Frage, ob der Reichstag aufgelöſt werden ſolle oder nicht. Gar
ſo kampfesmutig, wie man glauben ſollte, zeigt ſich aber der
Kriegsheld von Mansfeld dabei nicht; er zieht die Methoden
des Fabius Cunctator vor und rechnet für die Zukunft auf deſto
reichere Lorbeeren. Darum will er den Reichstag einſtweilen
noch leben laſſen. Kommt Zeit, kommt Rat, denkt er und

ſchreibt
„Sicherlich unter ſo un günſtigen Umſtänden wie 1912

werden ſich die Wahlen niemals wieder für die
Rechte vollziehen. Schon heut und ganz beſonders
bei einer Auflöſung würde die Rechte zahlreiche Mandate ge
winnen. Trotzdem wäre der Erfolg nicht ſo groß, wie er
ſpäter ſein wird. Die Sozialdemokratie laſtet immer ſchwerer
auf der Nation, das Vertrauen des Volkes an der Wider
ſtandskraft des Liberalismus gegen die Sozialdemokratie iſt
durch die Liberalen ſelbſt erſchüttert, deshalb wendet ſich eine
wachſende Strömung der Rechten zu. Es wird gut ſein, dieſe
Bewegung ſich ungeſtört entwickeln zu laſſen. Nicht minder
notwendig iſt es, dem Liberalismus Zeit zur Ein-
kehr und Umkehr zu geben. Erfreulicherweiſe fehlt
es nicht an Anzeichen, daß auf liberaler Seite eine beſſere
Einſicht ſich vorbereitet. Schon daß über eine Ausgleichung
mit den Konſervativen debattiert wird, iſt ein Zeichen der
Zeit. Erſt wenn die Ausgleichung zwiſchen links und
rechts ſo viel gefördert iſt, daß eine gemeinſame Front gegen
die Sozialdemokratie möglich wird, erſt dann iſt eine neue
Wahlſchlacht wirklich erwünſcht.“

Damit iſt den Liberalen deutlich genug geſagt, was zu tun
ihres Amtes iſt. Sie haben dafür zu ſorgen, daß die Konſer
vativen und die auf den Ausſterbeetgt geſetzte Reichspartei aus

kommenden Reichstagskämpfen geſtärkt hervorgehen. Sie haben
zwar ſchon bei den letzten Wahlen zu dieſem Behufe manch
gutes Stück Arbeit geleiſtet und u. a. auch wie das Berliner

Tageblatt damals ſchrieb, „den dicken Arendt aus dem See ge
fiſcht“, das nächſte Mal muß es aber noch viel beſſer kommen.

Sie ſind tief geſunken die Arendt und Konſorten. Nur
wenn ſie ſich hinter den Schildern libergler Landsknechte ver

ſtecken können, haben ſie noch Mut.

Delitz am Berge. Der Schuß ins Auge. Jn eoenſo
dreiſter wie unglaublich leichtferti er Weiſe hat der 21jährige

ied Auguſt Mühlner von Delitz a. B. den gleichaltrigen
Arbeiter Büchner um das Sehvermögen des rechten Auges ge
bracht. Nach einer am Abend des 17. Oktober v. J. im Helter-
ſchen Lokal in Delitz ſtattgehabten Theatervorſtellung gerieten

e Leute, darunter die Genannten, in Wortwechſel.
ner ſoll verſucht haben, dem B. mit einem Bierglas einen

verſetzen, und letzterer ſoll darauf verſucht haben,das Reſer 4zu ziehen. Der Wirt bot ſchließlich Feie d und

e reden den
Da Mühlner plS

ſoll ſich eines guken Leumund

Weehe neun Monaten Gefängnis, rechnete aber zwei Monate
r

Holzweißig. Zur h e. Nachlanger Zeit fand hier wieder einmal eine Gemeindevertreter
ſitzung ſtatt, und gar war die Tagesordnung von weittragen-
der Bedeutung für die Holzweißiger Einwohnerſchaft. Vor
114 Jahren fand in der Gemeindevertreterſitzung auf Antrag
der ſozialdemokratiſchen Vertreter eine Beſprechung über die
Holzweißiger Waſſerverhältniſſe ſtatt. Es wurde allgemein
anerkannt, daß infolge der hier eröffneten Braunkohlengruben
das Trinkwaſſer in Golrea immer ſchlechter und immer
weniger wird, ja, daß das Waſſer aus einer großen Anzahl
Brunnen zum menſchlichen Genuß überhaupt nicht mehr ver-
wendet werden kann. Es wurde damals beſchloſſen, die an der
Waſſerentziehung beteiligten Gruben zur Verhandlung einzu-
laden, um die zu ergreifenden Maßnahmen zu beſprechen. Nach
langen Verhandlungen erklärte ſich die Grube Leopold bereit,
zu der zu erbauenden Waſſerleitung einen freiwilligen
Beitrag von einem Drittel der Vaukoſten zu gewähren, wenn
die anderen Gruben, und zwar Grube Theodor und eine noch
zu erbauende Grube, das zweite Drittel und die Gemeinde
Holzweißig das dritte Drittel bezahlt. Auf Grund dieſer
Verhandlungen mit den Gruben, welche zum Teil vom Landrat
geleitet wurden, fanden Beſprechungen mit der Firma Knoch u.
Kallmeyer, Halle, ſtatt, zwecks Bau einer Waſſerleitung. Von
den Sanitätsbehörden wurde der lebhafte Wunſch ausgeſpro
chen, Holzweißig möge ſich der Waſſerleitung der Stadt Bitter
feld anſchließen. Doch der Bitterfelder Magiſtrat erklärte, daß
Holzweißig dann den nötigen Erweiterungsbau bezahlen müſſe
und außerdem den Kubikmeter Waſſer mit 16 Pf. bezahlen
ſoll, denn 15 Pf. koſte der Kubikmeter Waſſer der Stadt Bitter
feld in eigner Waſſeranlage. Bemerkt ſei noch, daß Bitterfeld
das Waſſer an ihre Großabnehmer (Fabriken) für 12 Pf. den
Kubikmeter abgibt. Auf Grund dieſer Forderung hätte die
Gemeinde Holzweißig, wenn ſie das Waſſer für 25 Pf. an die
Einwohner t jährlich 27 000 Mk. zuzulegen, während ſie,
wenn ſie das Waſſerwerk ſelbſt errichtet, einen jährlichen Ueber
ſchuß von 10 000 Mk. machen kann. Es wurde darum in der
letzten Sitzung beſchloſſen, ein eignes Waſſerwerk auf der Holz
weißiger Flur zu erbauen. Die Baukoſten ſind auf 183 000
Mark veranſchlagt. Der Bau ſoll beginnen, ſobald der Froſt
nachläßt und die Genehmigung der Regierung erteilt iſt.

Sandersdorf. Furchtbare Wirkung einer Diebes-
falle. Einem hieſigen Plantagenbeſitzer wurden aus ſeiner
mit etwa 1200 Bäumen beſetzten Apfelplantage öfter Obſt ent
wendet. Der Beſitzer, der nebenbei auch noch Jnhaber der
Grube Marie iſt, legte Fußangeln und Selbſtſchüſſe und machte
dies auch außerhalb der Plantage durch Tafeln bekannt. Am
Spätabend des 18. Auguſt v. J. ging der bisher unbeſtrafte
jährige auf der Grube des Plantagenbeſitzers beſchäftigte
polniſche Arbeiter Albert Jeskowiadk in die Plantage, um
zwei Kartoffeldieben nachzueilen. Dabei nahm er von einem
Baum einen Apfel, biß hinein und erhielt ins rechte Bein einenSchuß, daß er zu Boden fier. Der unglückliche Menſch kann

nicht leſen und will auch nicht gewußt haben, daß in der Plan
tage Selbſtſchüſſe lagen. Der ß hatte für Jeskowiack der

daß ihm das Bein nach 24 Stunden bis übers
rechte Knie abgenommen werden mußte. Nun ſtand der bisher
unbeſcholtene Krüppel auch noch wegen verſuchten ſchweren
Diebſtahls unter Anklage, weil er es unternommen haben
ſollte, „mittels Einſteigens“ Obſt zu entwenden. Der Gerichts
vorſitzende legte dem Staatsanwalt nahe, ſeine Anklage doch
abzuändern, da der Mann erwieſenermaßen doch nur einen
Apfel vom Baume genommen habe. Beantragt wurde dar-
aufhin wegen ſogenannten Forſtdiebſtahls eine Geldſtrafe von20 Mark. Die Kalleſche Strafkammer erkannte auf Ein-

ſtellung des Verfahrens, da zur Verfolgung die Ver
jährung eingetreten war.

Stumsdorf. Jm Brunnen ertrunken Der Ziegelei
beſitzer Friedrich Enke in Stumsdorf ſtürzte beim Äbſtellen
des P uliometers in den Brunnen ſeines Grundſtücks und er-
trank.

Gerbſtedt. Amtsvorſteher und Vereinsgeſetz.Im Auguſt vorigen Jahres hatte ſich ein Arbeiter-Radfahrer-
Verein für Oeſte und Umgegend gebildet, der Anſchluß an
den Arbeiter-Radfahrerbund Solidarität fand. Dieſer Verein
wurde, obſchon nach dem Vereinsgeſetz eine Anmeldung oder
gar eine Erlaubnis abſolut nicht nötig war, von dem zu
ſtändigen Amtsvorſteber als „nicht beſtehend“ betrachtet. Des
halb wurde auch, als Anfang Oktober der Verein ein Tanz
vergnügen in Oeſte veranſtaltete, dieſes Vergnügen ohne
weiteres als ein öffentliches angeſehen und es wurde eine Er
laubnis dazu vom Amtsvorſteher verſagt. Klugerweife kehrte
ſich der Vereinsvorſtand hieran nicht und hielt das Vergnügen
trotzdem ab, da eine Erlaubnis für ein geſchloſſenes Vereins
vergnügen nicht erforderlich iſt, vielmehr nur zu einem öffent
lichen Vergnügen, ganz gleichgültig, ob ein ſolches von einem
Verein veranſtaltet iſt oder nicht. Nunmehr wurden die üblichen
polizeilichen Strafverfügungen erlaſſen, und zwar über je 80
Mark an die beiden Vereinsworſitzenden Kürbiß und Spa
nier, ſowie eine dritte an den Gaſtwirt Berger über
10 Mk. Den beiden Vereinsvorſitzenden wurde vorgeworfen,
als Vorſtand eines „angeblichen“ Radfahrervereins, der nicht
angemeldet und auch nicht genehmigt ſei, ohne polizeiliche Ge
nehmigung im Bergerſchen Lokal in Oeſte eine Tanzluſtbar-
keit veranſtaltet zu haben. Dies ſollte ein Vergehen gegen
8 18 des Vereinsgefetzes ſein. Dem Gaſtwirt wurde vorge
worfen, er habe einen „angeblichen“ Radfahrerverein ohne
polizeiliche Genehmigung in ſeinem Lokal bis 1 Uhr nachts
tanzen laſſen, wobei er die geſetzliche Polizeiſtunde überſchritten
habe. Die letztere Strafverfügung wurde in der Gerichtsver
handlung, die auf Antrag des Vereinsvorſtandes und des Gaſt
wirtes vor dem Schöffengericht in Gerbſtedt ſtattfand, ſchon
aus dem Grunde aufgehoben, weil gar keine Geſetzes
Beſtimmung darin angegeben war, die übertreten ſein ſollte.
Eine ſolche Geſetzesbeſtimmung m aber unbedingt in einer
polizeilichen Strafverfügung angegeben ſein, ſonſt iſt ſie un-
gültig. Auch die beiden Vereinsvorſitzenden mußten auf An
trag ihres Verteidigers, Rechtsanwalt Dr. Müller-Halle,
freigeſprochen werden, weil erſtens einmal ein Vergehen
gegen S 18 des Vereinsgeſetzes vorlag. Dieſer Paragraph be
ſtimmt vielmehr ganz etwas anderes. Es läge aber auch über
haupt keine Geſetzesverletzung vor, insbeſondere nicht eine
Uebertretung der für den Regierungsbezirk Merſeburg ſeit
einiger Zeit beſtehenden Polizeiverordnungen über Tanzluſt-
barkeiten, denn es war nicht der geringſte Beweis dafür zu
erbringen, daß eine öffentliche Tanzluſtbarkeit abgehalten
worden war. Der vorliegende Fall iſt wieder einer von den
vielen, in welchem eine Polizeibehörde das Vereinsgeſetz ent
weder nicht genau kannte oder nicht anwenden wollte.

Biehla. Gemeindevertreterſitzung. Vor Eintritt
in die Tagesordnung dankte der Vorſitzende den Gemeindever-
tretern und Mitgliedern für die im verfloſſenen Jahre ge-
leiſtete Arbeit. Die Probezeit des Gemeindedieners und Nacht-
wächters Härtig iſt abgelaufen und bittet derſelbe um An-
ſtellung auf drei Jahre. Da man mit ſeiner Führung zufrieden iſt, beſchließt man demgemäß, jedoch ſoll in dem nach
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a t e S er die gen evältniſſe beim erungspräſidenten eingegeben. Shaftes über die Viehiaer Waſſerverſorgung war aus dieſem

Gutachten, welches zur Verleſung kam, nicht zu hören. Der Vor
itzende te an, gleichgeitig mit dem Bau der Waſſerleitung
ie Kanaliſation mit vorzunehmen, um Koſten ſparen.

Andere Gemeinden hätten immer angetahe 2—8 Jahre nach
Einführung der Waſſerleitung die aliſation vornehmen
müſſen und dadurch doppelte Koſten gehabt. Das ſah man auch
ein und beauftragte den Vorſitzenden, diesbezügliche Anſchläge
einzufordern. Weiter teilte der Vorſitzende mit, daß die Regie-
rung Geld zum Bau der Leitung bewilligt, jedoch nur unterder Bedingung, daß dieſelbe dieſes et ausgeführt wird.
Andernfalls die Gemeinde die Waſſerverſorgung aus eigenen
Mitteln, aber auch noch in dieſem Jahre regeln muß. Die
Pflaſterung der Hauptſtraße ſoll dann, nachdem die Rohre
verlegt ſind, mit werden. Ein Antrag des Haus-
beſitzervereins um Ueberlaſſung eines Darlehns von 150 Mk.
auf 4—-5 Jahre wurde mit der Begründung abgelehnt, daß es
in BViehla viel Vereine gäbe und dann jeder mit demſelben
Recht einen derartigen Antrag einbringen könne. Eine gewiſſe
Genugtuung kann man nicht unterdrücken, wenn man die
Urſache des Antrages kennt. Hier iſt ſie: Der Gemeinderat
will einen Leichenwagen kaufen und ſollen die Bemittelten die
Benützung desſelben bezahlen, während die Unbemittelten
koſtenfrei ausgehen ſollen. Zweifellos ein geſunder Gedanke.
Der Hausbeſitzerverein bekommt Wind und holt ſich einen
Leichenwagen, weil er glaubt, daß da Fett abzuſchöpfen ſei.
Nun iſt der Wagen ſeit Auguſt oder September zweimal be
nutzt worden, jedenfalls weil der Koſtenſatz für Benutzung
nicht hoch genug iſt. In der Scheune, wo er jetzt ſteht, kann
er nicht bleiben und will man nun einen Schuppen bauen und
dazu braucht man Geld, welches man angeblich nicht hat.

Weißenfels. Tod durch Verbrühen. Vor einigen
Tagen wurden in der hieſigen Papierfabrik die Arbeiter Richter
und Weigelt durch das Platzen eines Dampfrohres ſchwer ver
brüht. Geſtern ſind beide ihren Verletzungen im hieſigen
Senat erlegen. Die auf dem Schlachtfelde der Arbeit
Gefallenen hinterlaſſen beide eine zahlreiche Familie.

StadtTheater.
Jedermann. Ein Spiel vom Sterben des reichen Mannes.

Von Hugo von Hofmannsthal. Das mittelalterliche
Myſterium vom Sierben des reichen Mannes, das Hofmanns-
thal, der geiſtvolle Dichter und hervorragendſte Vertreter eines
verfeinerten Aeſthetentums, in eine neue dichteriſche Form ge
goſſen, hat, läßt ſich als bis weit in die graue
Vorzeit zurückverfolgen. ahrſcheinlich orientaliſchen Ur
ſprungs, finden wir den Stoff bereits in der Bibel behandelt.
Der Hofmannsthalſchen Bearbeitung des Myſteriums liegt eine
alte engliſche Faſſung aus dem 15. Jahrhundert zugrunde, in
der es, in Deutſch übertragen, 1539 in Deutſchland zum erſten
mal geſpielt wurde. Weiterhin hatte ſich dann namentlich der
Nürnberger Poet Hans Sachs des Myſteriums angenommen
und es für die Verhältniſſe der damaligen Zeit zweckentſpre
chend bearbeitet. Bei religiöſen Anläſſen und kirchlichen Feſten
aufgeführt, „erbaute“ man ſich an der Erzählung vom reichen
Manne, der inmitten einer üppigen Schwelgerei mit ſeiner
ganzen Sündenlaſt plötzlich vor „Gottes Richterſtuhl“ gerufen
wird, und beſonders um die Reformationszeit erfreute es ſich
großer Beliebtheit beim VPolke. Jndeſſen wurde das Gefühl,
von der Gnade und Gerechtigkeit eines höheren, unſichtbaren
Weſens abhängig zu ſein und die Schreckgeſtalt von „Hölle“
und „Teufel“ doch ſehr durch die Auffaſſung verdrängt, daß
die „Seligkeit“ mehr in den eigenen guten Werken und Taten
begründet ſei. Der Reſpekt vor dem Höllenfürſten war ſo ge-
ring, daß man in derbmittelnlterlicher Fröhlichkeit den Teufel
als einen armen ohnmächtigen und dummen Kerl, dem es
nicht einmal gelingt, die ſchwarze Seele des fündhaften reichen
Praſſers einzufangen, weidlich verſpottete. Da aber die Kirche
den Teufel zur Verdummung ihrer Schäfchen ebenſo notwendig
braucht wie den lieben Gott, ſo hat man ihn ſpäter wieder in
ſeine volle Macht und Gewalt eingeſetzt. Die Reichen und
Mächtigen aber, die Peiniger und Unterdrücker des Volkes,
ſcheren ſich erſt recht nicht um Gott und TeTufel und den BVibel
ſpruch: daß eher ein Kamel durch ein Nadelöhr gehe, als daß
ein Reicher in den Himmel komme, leben herrlich und in Freu
den und verſchaffen ſich die Seligkeit auf Erden

Hofmannsthal hat in ſeiner Nachbildung den mittelalter
lichen Stoff vom Zeitlichen ins Allgemeingültige und Allge
meinmenſchliche übertragen, ſich aber dabei in der Form ſtreng
an ſein Vorbild gehalten. Die dem Stile des Mittelalters an
geren Sprachform iſt ſchlicht, einfach und ſchmucklos, und der

ichter tritt in gnerkennenswerter Beſcheidenheit ganz hinter
ſein Werk zurück. Auch in der Nachbildung der mittelalter
lichen Myſteriumbühne iſt der Grundcharakter der Dichtung
gewahrt. Die Bühne iſt in drei Teile gegliedert. Glocken
geläute, Poſaunenſtöße und Sphärenmuſik leiten das el
ſtimmungsvoll ein. Gottvater, in den himmliſchen S
thronend, ſendet, erzürnt und betrübt durch die Gottloſigkeit
der Menſchen, den Tod zu dem reichen Jedermann, um ihnan ſein letztes Stündlein zu gemahnen. Jedermann hat aber
noch Wichtigeres zu tun, als ans Sterben zu denken; er be
reitet ſich zu neuem Genuß und neuer Schwelgerei vor, und
die Ermahnungen ſeiner alten frommen Mutter, ſich ſein
Seelenheil nicht z verſcherzen, ſchlägt er lachend in den Wind.
Sein fündggſt un und Treiben und alles was in ſeinem
Namen geſchieht, dünkt ihm „gerecht“. Er läßt den armen
Schuldner, der nicht zahlen kann, ruhig in den Schuldturm.
ſtecken und glaubt genug getan zu haben, wenn er deſſen obdach
loſem Weibe ein dürftiges m gewährt, oder einem Gabe
heiſchenden einen Bettelpfennig ſchenkt,. Sein Geld braucht er,
um ſeiner Buhlſchaft ein Luſtgärtlein zu errichten und für ſich
und ſeine Freunde Feſtgelage zu veranſtalten. Auf dem mitt
leren Teil der Bühne entſteht wie mit einem Zauberſchlage eine
üppig gedeckte Feſttafel. Von ſeiner Geliebten und ſeinen
Treunden und deren Dirnen umgeben, hebt eine neue fröhliche
Schwelgerei an. Da plötzlich ertkönen dumpfe, nur fürmanns Ohr vernehmbare Glockenſchläge, ein fur tbares Angſt
gefühl bemächtigt fich ſeiner: der Tod tritt herein und ſtreckt
ſeine knochige Hand nach ihm aus. Die ganze Geſellſchaft ſtiebt
wild auseinander, und läßt den vom Tode Gezeichneten in
ſeiner entſetzlichen Angſt allein. Der Tod iſt gnädig genug,
ihm eine Galgenfriſt zu gewähren, damit er ſich noch not
dürftig auf ſein nahes Ende vorbereite. Jedermann fürchtet
ſich, die Reiſe ins Unbekannte allein anzutreten. Aber weder
ſeine Geliebte, noch einer ſeiner Freunde oder Verwandten
wollen ihn begleiten, und der Mammon, den er von ſeinen
Dienern in einer großen Truhe hereinſchleppen läßt, um ihn
mitzunehmen, verlacht und verhöhnt ihn und macht ihm r
unſanft begreiflich, daß er nicht den Mammon, ſondern dev
Mammon ihn g. v So von Gott und aller Welt ver
laſſen naht ſich ihm in ſeiner Jergelftung die Errettung in
der hilfloſen Geſtalt ſeiner guten Werke, die ihm, geſtützt und
gekräftigt durch den Glauben die Erlöſung und „ewige Selig
keit“ bringen der Teufel, der wütend angeſtürmt kommt, um
ſich der ihm verfallen geglaubten Seele Jedermanns zu be
mächtigen, muß mit langer Naſe abziehen.

Sift und Falle ſpeitWenn er daxob flucht und wettert
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rmann erwirbt ſich mit ein wenig Buße und demten eines Vaterunſers die Fergebung er Lintra und
einen Platz im Himmel denn doch elwas gar zu leicht Goethes
Dr. Fauſt, ein Vergleich, der ſich einem unwillkürlich auf
drängt, kommt dem Teufel ſo billig nicht davon; und er konnte
a u von ſich ſagen, daß er „ſtrebend immer ſich be

Die Bühn en wirkung der Hofmannsthalſchen Dichtung iſtvornehmlich eine äſthetiſche. Einzelne Szenen ſind ahnt
Stimmungsmalerei, und an dem farbenprächtig aus

chmückten, lebensvoll geſtalteten rauſchendem Feſte ſättigt
ich das Auge, Bis zu der wuchtigen Szene, in der der e

gewordene Mammon ſeiner Truhe entſteigt, folgt auch das Ohr
Mit der mit Glockengeläute, Engels

n de hat er in dieſem Falle wirklich alle Urſache dazu!

der Dichtung willig.
Sſgrinungen, Singen und Beten nene chriſtlichen
Seelenerrettung aber beginnt auch die u. und man
vermag bis zum Ende einer langſam aufſteigenden Verſtim
mung nicht mehr Herr zu werden. Der Ausklang des Spiels
in chriſtliche Symbolik wirkt nach ſeinem moraliſchen (durch
aus richtigen) Kern: nämlich daß das „ewige Heil“ eines
Menſchen weniger von der ſtrafenden Gerechtigkeit einesGottes als vielmehr von ſeinen eigenen guten Werten und

Taten abhängig ſei um ſo unmotivierter, als dieſe Lehre
ſicher nicht dem Chriſtentum urſprünglich iſt Das Chriſten
tum kommt hier ebenſo zu unverdienten Ehren wie der reiche
Jedermann unverdient in den Beſitz der Seligkeit

Die Aufführung (am Sonntag mittag als Matinee) war
wohlabgerundet und ausgeglichen und zeugte bis ins Kleinſte
von tüchtiger Arbeit und ſorgſamer Lorbereitung; die von
Walter Sieg geleiſtete Regiearbeit verdient hohe Anerken-
nung. Außergewöhnliche Bedeutung und zugleich die Gewähr
vortrefflichem ringen erhielt vie Aufführung noch durch das
Gaſtſpiel Alexander Moiſſis, der den Jedermann mit
vollendeter ſpielte. Alle menſchlichen Empfin-

und Leidenſchaften, vom höchſten Glücksempfinden des
Liebenden bis zur Todesverzweiflung, brachte er in ſeinem
Spiel erſchöpfend und ergreifend zum Ausdruck. Unſere heimi-
ſchen Kräfte zeigten alle das redliche Beſtreben, neben dem
hervorragenden Künſtler beſtehen zu können. Gewiß, man
hätte ſich Hans Hofer als Mammon bei aller Charakteriſtik
noch wuchtiger und kraftvoller, Hella Welden als Werke und
Helene Achterberg als Glaube mehr ins Symboliſche ge
ſteigert denken können, aber der Geſamteindruck wurde dadurch
kaum abgeſchwächt. Gut ausgearbeitete Einzelleiſtungen boten
noch e öcker als Jedermanns Mutter, Wanda Oferta
als ſeine Buhlſchaft, Otto Patry als Tod und namentlich
Walter Sieg als fauchender, verärgerter und enttäuſchter
Teufel. Dagegen legte ſich Walter Fahrenbach als Jeder-
manns guter Geſell zu große Zurückhaltung auf.

Das gutbeſetzte Haus folgte, andächtig geſtimmt, der intere Aufführung mit S Aufmerkſamkeit, und es dauerte
inuten, bevor ſich am Schluſſe die Spannung in lebhaftem

Beifall auslöſte. Den Hauptteil dovon durfte, neben der
Regie, Moiſſi beanſpruchen.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 20. Januar 1913.

Sozialdemokratiſcher Verein.
Am Dienstag, den 21. Januar, finden in allen Diſtrikten

der Stadt in den bekannten Diſtriktslokalen Verſammlungen
der Mitglieder des Sozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Es ſind
wichtige Vereinsangelegenheiten zu regeln. Die Verſamm-
lungen finden nicht am Donnerstag, ſondern bereits am Diens-
tag ſtatt, mit Rückſicht auf die für Mittwoch und Donnerstag
angeſehten beiden Schlußvorträge des Bildungskurſus über
deutſche Geſchichte.

Zahlreiche Beteiligung der Mitglieder erwartet
Der Vorſtand.

Der Transportarbeiterverband im Jahre 1912.
Von den Gewertkſchaften, deren Halleſche Ortsverwaltungen

einen gedruckten Jahresbericht herausgeben, iſt die der Trans
portarbeiter die erſte, die den Bericht über das Jahr 1912 vor
legen. Jn einer 32 Seiten ſtarken Broſchüre iſt eingehend über
alle wichtigen Ereigniſſe, die dieſe Gewerkſchaft im letzten
Jahre betrafen, berichtet. Was die Oeffentlichkeit daraus be-
ſonders intereſſiert, wollen wir hier kurz zuſammenfaſſen:

Die Mitgliederzahl der hieſigen Zahlſtelle hat ſich von 1710
auf 2014, alſo um 304 erhöht. Neu aufgenommen wurden im
Laufe des Jahres 755 Mitglieder; aus anderen Gewerkſchaften
übergetreten und zugereiſte Mitglieder waren 146. Abgänge
wurden 597 gezählt. Die Schwankung iſt eine ziemlich große.
Der alljährliche Abgang von mehreren hundert Mitgliedern iſt
bedauerlich, und es muß mit allen erdenklichen Mitteln verſucht
werden, dieſen Mißſtand einzudämmen. Zum Teil iſt aber
der Abgang auch erklärlich, denn im abgelaufenen Jahre waren
die Gründe, weshalb Mitglieder verloren gingen, folgende:
Wegzüge 157, Uebertritte 122, Todesfälle 192, Ausſchlüſſe 15,
ſonſtige Gründe 97. Hieraus iſt zu erſehen, daß die wegen
Rückſtands und ſonſtiger Delikte geſtrichenen Mitglieder nur
818 betragen, während die übrigen zuſammen 279 ausmachen.
Die letzteren kann man aber mit einigen Ausnahmen eigentlich

nicht als für unſere Sache verloren bezeichnen, weil ſie doch
ihre Mitgliedſchaft entweder in einer anderen Zahlſtelle
e Verbandes oder in einer anderen Gewerkſchaft fort-
etzten.

Eine ebenſo günſtige Entwicklung, wie bei der Zunahme der
Mitglieder, iſt auch in den Kaſſenverhältniſſen zu konſtatieren.
Die Abrechnungstabellen liefern den Beweis, daß auch die Ein-
richtungen der Verwaltungsſtelle, ſoweit ſie finonzieller Art
ſind, als geſund bezeichnet werden können. Dazu hat nicht un

weſenklich die Erhöhung des Beitrages für männliche erwach-
ſene Mitglieder ab 1. Juli 1912 beigetragen. Die Einnahme
ſtieg von 49 048,83 Mk. auf 52 921,49 Mk., der Kaſſenbeſtand
von 8041,84 Mk. auf 10 784,08 Mk. Neben dem Betrag, der der
Hauptkaſſe zufloß, iſt ein weit höherer Betrag verzeichnet, der
den Mitgliedern als Unterſtützung wieder zufloß. Einer der
wichtigſten Poſten iſt da die Arbeitsloſen-Unter-
ſt ützung. Trotzdem das Wirtſchaftsleben im Berichtsjahre
gut proſperierte und die Unternehmergewinne eine ganz erheb-
liche Steigerung erfahren haben, iſt die Arbeitsloſigkeit kon
ſtant geblieben. Arbeitslos meldeten ſich im Laufe des
Jahres 532 Mitglieder, die insgeſamt 7594 Tage nachweislich
ohne Arbeit waren und für 4446 Tage 5391,35 Mk. Arbeits
loſenunterſtützung bezogen. Ungerechnet iſt hierbei die Anzahl
der Mitglieder, die aus falſchen Gründen ſich überhaupt nicht
arbeitslos meldeten und deren Erwerbsloſigkteit demnach nicht
ſtatiftiſch feſtgehalten werden konnte. Während der Zeit der
Arbeitsloſigkeit ſind Not und Elend, Unterernährung in den
Familien eine ſtändige Erſcheinung. Nichts von den ſelbſt
erzeugten Rieſenproſiten iſt den Arbeitern für dieſe Zeit übrig
geblieben. Erbarmungslos hat man ſie und die Familien dem
Elende preisgegeben. Jn dieſer Situation iſt es einzig und
allein die Organiſation, die den Mitgliedern zur Seite ſteht
und ſie vor dem äußerſten bewahrt. Den zahlenmäßig höchſten
Betrag erforderte die Krankenunterſtützung. Die
Zahl der erkrankten Mitglieder hat eine beſondere Höhe er-
reicht. Erkrankte Mitglieder meldeten ſich im Berichtsjahre
544. Unterſtützung bezogen 474 Mitglieder, die zuſammen 952
Kinder zu ernähren hatten, für 7731 Tage in Höhe von 9763,85
Mark. Eine Tabelle gibt Aufſchluß darüber, welchen Berufs-
krankheiten die Transportarbeiter in der Hauptſache ausgeſetzt
ſind. Als Unterſtützung bei Todesfällen wurden
an die Hinterbliebenen von 11 verſtorbenen Mitgliedern 740
Mark gezahlt. Jn acht Fällen ſind Mitgliedern, deren Ehe
frauen verſtarben, insgeſamt 315 Mark an Beerdigungsbei-
hilfe geleiſtet. Ferner ſind bei 18 Kinderſterbefällen 150 Mark
Zuſchuß ausbezahlt. Als Unterſtützung in beſonderen Not
fällen wurden insgeſamt 267,55 Mark gewährt. Unter anderem
wurde auch der am Weihnachtsabend zur Kontrolle erſchienenen
32 Arbeitsloſen beſonders gedacht.

Ein erheblicher Poſten iſt dann wieder die Unterſtützung bei
Streiks, Maßregelung und in Rechtsſchutzfällen. Für Streiks,
die der Verband gezwungen war, zu führen, wurde die Summe
von 5270,90 Mark zur Auszahlung gebracht. Für Streiks an-
derer Gewerkſchaften, an denen 102 Mitglieder des Transport-
arbeiterverbandes beteiligt waren, wurden dieſe mit 3197,50
Mark unterſtützt. Für drei gemaßregelte Mitglieder mußten
182,20 Mark aufgewendet werden. Rechtsſchutzkoſten ergaben ſich
in Höhe von 593,79 Mark. Schließlich wurde noch als Unter-
ſtützungen an 99 durchreiſende Mitglieder 102 Mark bezahlt.
Faſſen wir die Unterſtützung sſummen aller Zweige

im Berichtsjahre zuſammen, ſo ergibt ſich, daß 25 255,60 Mark
den Mitgliedern zugefloſſen ſind, was ein Beweis dafür iſt,
daß der Verband in jeder Beziehung den Mitgliedern als Hel-
fer in der Not zur Seite ſteht.

Es wird weiter über den Arbeitsnachweis berichtet,
der von 532 arbeitslos Gemeldeten 198 Stellen nachweiſen
konnte. Die Mitglieder werden, um dies Verhältnis ver-
beſſern zu können, dringend ermahnt, jede freie, gekündigte
oder ſonſtwie frei werdende Stelle ſofort perſönlich, tele-
phoniſch, ſchriftlich oder durch andere Kollegen dem Bureau zu
melden. Nur wenn jede freie oder frei werdende Stelle ſo
fort gemeldet wird, können mehr arbeitsleſe Verbands
mitglieder wieder in Arbeit gebracht werden. Ein beſon-
deres Kapitel iſt noch der ſehr zu begrüßenden Aufforderung
gewidmet, die Arbeiter-Zentralbibliothek und die Veranſtal-
tungen des BVildungsausſchuſſes viel beſſer als bisher zu be
ſuchen.

Jn einem weiteren Auszug werden wir noch die Kämpfe im
Transportgewerbe behandeln.

Riebeckſche Montanwerke, Hanſabund und Angeſtellten-
gewerkſchaft.

Der Vorſitzende des Aufſichtsrats der hieſigen millionen-
reichen Riebeckſchen Montanwerke iſt bekanntlich Geheimrat
Jakob Rießer, der als Präſident des Hanſabundes als Rufer
zum Kampfe der bürgerlichen Freiheit und Selb-
ſtändigkeit gegen agrariſche Bevormundung und Unter-
drückung auftrat. Jm Vorjahre wieſen wir dieſem Herrn ſchon
den kraſſen Widerſpruch in ſeinem Tun nach, daß er als Hanſa-
bundpräſident den gewerblichen Mittelſtand retten und
ſchützen will, als höchſter Leiter der Riebeckwerke aber durch
außergewöhnlich ſcharfe Kapitals- und Betriebskonzentrationen
ſyſtematiſch dem Mittelſtand den Exiſtenzboden
ent zieht. Jetzt wird ein neuer kraſſer Widerſpruch in der
Tätigkeit dieſes Retters der deutſchen Bürger bekannt.

Die Jnduſtriebeamtenzeitung, das Blatt des Bundes tech-
niſch-induſtrieller Beamter, der einzigen Techniker-
gewerkſchaft, ſchreibt:

„Als wir uns gelegentlich des organiſierten Angriffs des
Verbandes hannoverſcher Metallinduſtrieller auf die Koali-
tionsfreiheit in einem offenen Briefe an den Hanſabund
wandten, damit er ſich öffentlich auf dem Hanſatage für das
aus ihm naheſtehenden Kreiſen heraus bedrohte Recht zur
Organiſation ausſpreche, da erwiderte die Geſchäftsleitung,
das ſei überflüſſig, denn es ſei ganz allgemein bekannt, daß der
Hanſabund ſtreng auf dem Boden des Koali-
tions rechts ſtehe.

Der Präſident des Hanſabundes, Herr Geheimrat Rießer, iſt
gleichzeitig Aufſichtsratsvorſitzender der Riebeckſchen Montan-
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niedliche Konfirmanden-Koſtüme!
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Elegante Vall- und Geſellſchafts- Kleider

Abeundmäntel!
Zweck noch ſchöne Auswahl.

werke A.G. Wir ſind leder ſchon einmal gezwungen geweſen,
in dieſer ſeiner letztgenannten Eigenſchaft an ihn zu appellieren,
Denn in den Riebeckſchen Montanwerken hat man mit
beſonderer Zähigkeit den Verſuch gemacht, unſre dort an
geſtellten Mitglieder aus dem Bunde herauszu-
drängen nicht mit offener Gewalt, die den Widerſtand
ſtählt, ſondern mit jener unermüdlichen, jede Gelegenheit wahr-
nehmenden Beharrlichkeit, die ihn zermürbt und ſchließlich
bricht. Als man begann, unſre Mitglieder zum Austritt zu
„veranlaſſen“, ſchrieben wir an Herrn Geheimrat Rießer: und
er antwortete uns, er ſei im Sinne unſres Verlangens tätigl
Ein Erfolg dieſer Tätigkeit war, daß einige Zeit ſpäter unſre
Mitglieder fanden, daß ihre Stellungen völlig unhaltbar ge-
worden ſeien. Ein andrer, daß bei jedem Neuengagement nach
der Organiſationszugehörigkeit gefragt und Bundesange-
hörigeſyſtematiſchferngehalten wurden. Und von
einem dritten hören wir eben: er beſteht in einem Zirkular,
das in den Bureaus der Firma die Runde macht, und in dem
geſagt wird, „ob und welcher Organiſationdie Herren
kaufmänniſchen und Verwaltungsbegamten an-
gehören“. Es iſt merkwürdig. Wir haben es ſowohl vom
Hanſabunde wie von ſeinem Präſidenten ſchriftlich, daß ſie für
das Koalitionsrecht eintreten. Und der Einfluß dieſer ganz
notoriſchen Stellungnahme reicht nicht einmal bis zu den un-
mittelbaren Untergebenen des Geheimrats Rießer. Wie ſoll
er da bis zu den Reihen der einfachen Mitglieder des Bundes
reichen?“

Dieſer Widerſpruch zwiſchen den Worten und Taten des
Oberſten aller Hanſabündler iſt gewiß auffällig und muß feſt
genagelt werden; aber wir wollen dem hinzufügen, daß wir von
Anfang an nichts anderes von dieſen Herren erwartet haben.
Sie ſind „liberal“ und das iſt von vornherein Zwieſpältigkeit.
Aber ſie ſind vor allem Kapitaliſten, und das bedeutet
ſtets den Kampf gegen jede Gewerkſchafts-
bewegung und freiheitliche Regung Untergebener.
Das haben Arbeiter in wiederholten Maßregelungen bitter ver-
ſpürt, wenn auch die Angeſtellten dieſen Druck jetzt zu fühlen
bekommen, ſo werden ſie hoffentlich mannhaft dagegen Stellung
zu nehmen wiſſen.

Die Gewerbegerichtsbeiſitzer halten ihre nächſte Verſamm-
lung am Mittwoch, den 22. Januar, im Gaſthaus zu den drei
Königen ab. Die Terminsladungen ſind mitzubringen.

Heraus aus der Kirche! So ruft eine Kirchen-Ge-
mein del Jawohl, eine Kirchengemeinde, die etwas auf ſich
hält, und keine anrüchigen Mitglieder unter ſich dulden will.
Auswärtigen Blättern wird aus Halle nämlich geſchrieben:
„Einen eigenartigen Beſchluß hat der Kirchenrat der hieſigen
Paulusgemeinde gefaßt. Er will beim Parochial-Ver-
band veranlaſſen, daß künftig Beſitzer von Häuſern, in denen
ſich Animierkneipen oder öffentliche Häuſer be-
finden, deren Jnhaber und Jnſaſſen, ſowie die Kellnerinnen
dieſer Kneipen, fortan keine Hirchenſteuern mehr
zahlen dürfen. Die Kirchen ſollen, wie es heißt, von dieſen
Leuten keine Steuern mehr erheben, weil dies einer chriſtlichen
Kirchengemeinde unwürdig ſei.“

Dieſer Beſchluß wird die Betroffenen ſicher ſo entzücken, daß
nan ſich nicht wundern darf, wenn ſie nächſtens illuminieren

und die Schutzleute nach einer beſonders fidelen Feſtnacht in
gewiſſen Straßengegenden noch mehr wie bisher zu tun kriegen.

Haftung der Stadt für ſchlechtes Pflaſter. Ein Ober-
landesgericht hat kürzlich ein Urteil beſtätigt, mit dem eine
Stadt wegen eines infolge ſchlechten Straßenpflaſters ent-
ſtandenen Unfalles zu Schadenerſatz verpflichtet wurde. Jn
dem Pflaſter hatten an der fraglichen Stelle ſeit längerer Zeit
mehrere Steine gefehlt, und ein Einwohner, der in der Dunkel-
heit über dieſe Stelle fuhr, ſtürzte mit ſeinem Rade ſo un

lücklich, daß er einen Schädelbruch davontrug und an deſſenSan geſtorben iſt. Die Witwe verlangte von der Stadt
Schadenerſatz, den dieſe aber mit der Begründung ablehnte,
daß es ſich nur um mäßige Senkungen gehandelt habe,
die ſich in der Nähe der Straßenbahngleiſe befun-
den hätten und unvermeidlich ſeien. Ungewöhnliche Defekte,
die eine ſofortige Beſeitigung erfordert hätten, ſeien keines-
wegs vorhanden geweſen, denn kleinere Vertiefungen von etwa6 den mer könnten für die Da keine erhebliche Ge
fährdung bedeuten; der Radfahrer, der weit größere Hinder-
niſſe zu überwinden habe, müſſe hiermit rechnen. Die Stadt
habe, wenn die Beſchädigungen ganz hätten vermieden werden
ſollen, eine andere Pflaſterungsart einführen müſſen; dies
würde aber mit großen Koſten verknüpft ſein, die ihr nicht
zugemutet werden könnten. Nicht der Umfang des Verkehrs
auf der einzelnen Straße, ſondern die Größe und Leiſtungs-
fähigkeit der Gemeinde ſeien maßgebend. Das Landgericht
hatte den Anſpruch der Klägerin jedoch für begründet erachtet;
auf denſelben Standpunkt ſtellte ſich das Düſſeldorfer Ober-
landesgericht, das die Berufung der Stadt gegen das erſte Ur-
teil koſtenpflichtig zurückwies. Daß der Ehemann der Klägerin
auf die geſchilderte Art zu Tode gekommen ſei, müſſe als er
wieſen angeſehen werden, da das Pflaſter an der Ware
Stelle tatſächlich Beſchädigungen aufgewieſen habe. Der Zu-
ſammenhang zwiſchen der Beſchaffenheit des Pflaſters und dem
Unglück ſei alſo dargetan; es frage ſich nur, ob auch das Ver
ſchulden eines verfaſſungsmäßig berufenen Vertreters der be-
klagten Gemeinde vorliege, aber auch das müſſe bejaht werden.
Denn wenn auch, ſo führte das Oberlandesgericht weiter aus,
der Beklagten darin beizuſtimmen ſei, daß für die Aufwen-
dungen hinſichtlich des Zuſtandes des Straßenpflaſters Art,
Größe und finanzielle Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde in Be-
tracht gezogen werden müßten, ſo müſſe andererſeits verlangt
werden, daß das Pflaſter nicht Mängel aufweiſe, die, wie im
vorliegenden Falle, direkt verkehrshindernd ſeien. Demnach ſah
das Oberlandesgericht ein Verſchulden der Stadtvertretung als
erwieſen an.

Ein Reildenkmal. Der Profeſſor Bennecke gab in einer
Verſammlung die Anregung, dahin zu wirken, daß dem be-
rühmten Mediziner Reil in Halle ein würdiges Denkmal er-
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richtet werde; er ſchlug als Platz für das Denkmal den zwiſchenden Kliniken, der Stein und Magdeburger Straße ger
Gedanke habe bereits innerhalb der Studentenſchaft und der
mediziniſchen Fakultät Zuſtimmung gefunden; es gelte nun,
ihn in weitere Kreiſe zu tragen.

Dieſe Denkmalsſehnſucht
der KaiſerFriedrichDenkmalsrummel, bei dem übrigens den
Veranſtaltern doch allmählich die Puſte auszugehen ſcheint.

Das PaſſageTheater hat ſich eine neue Aufgabe geſtellt
und dieſe durchaus richtig erfaßt: Das wurde am Sonntag
früh wieder einmal glänzend beſtätigt durch eine Sondervor-
ſtellung, die Lehr und Lernzwecken diente. Was da
geboten wurde, war intereſſant für jung und alt, verdient Ver-
breitung und Anerkennung. Früher mußte man Reiſen unter-
nehmen und Bücher ſtudieren, um das zu lernen, was jetzt dem
Publikum in einem bequemen Lehnſtuhl in zwei bis drei
Stunden trefflicher auf der Leinwand demonſtriert wird. Die
Verarbeitung des Roheiſens zu Stahl und Schmiedeeiſen und
das Auswalzen der Stahlblöcke wurde in allen ſeinen Einzel-
heiten mit den neueſten techniſchen Einrichtungen klar und
prägnant vor Augen geführt. Wer daraus ſozialpolitiſch die
richtigen Schlüſſe zieht, wird nicht verkennen, daß die techniſchen
Fortſchritte einen Teil der früheren Gefahren für die Arbeiter
beſeitigt haben, daß in dieſer Schwerinduſtrie aber immer noch
erhebliche Gefahren beſtehen und die Technik meiſt dem Kapital
zugute gekommen iſt. Bedenke man die ſelbſtverſtändlich immer
noch mehr zu fordernde Lahmlegung der Handarbeit. Bei
der vorgeführten Herſtellung von Tantallampen und von Stark-
ſtromkabeln konnte man den wunderbar feinen Mechanismus
gar nicht ſo ſchnell auffaſſen und verarbeiten, wie er dort in
ſeiner Komplikation veranſchaulicht wurde. Gewiß wirkte der

Redner nach jeder Richtung hin ergänzend und aufklärend;
bei Vorſtellungen für Kinder würde es ſich aber empfehlen,
etwas weniger zu bieten. Es iſt ſchon richtig, daß man des

Guten auch zu viel tun kann. Der elektriſche Zweimaſchinen
pflug im Felde, die Verwendung der Stoßbohrmaſchinen in
Steinbrüchen und die elektriſche Schleppſchiffahrt zeigten die
gewaltigen Kräfte, die in der Elektrizität aufgeboten werden.
Das ganze Programm iſt nicht nur Kindern und dem allge-
Phien Publikum, als auch beſonders Metallarbeitern zu emp-

ehlen.

Stadttheater. Das Offiziersluſtſpiel Die Generalsecke
von Skowronnek gelangt am Dienstag zum 4. Male zur Auf-
führung. Mittwoch wird die Operettennovität Eva (Das
Fabrikmädel) wiederholt. Der Kgl. Kammerſänger Wilhelm
Herold beginnt ſeine diesjährigen Gaſtſpiele in Halle am Mitt-
woch, den 23. d. M., als Pedro in Tiefland. Der Vorverkauf
hat zu Gaſtſpielpreiſen begonnen. Freitag wird in neuer
Einſtudierung Wildenbruchs Quitzows mit Herrn Albert
Friedrich als Dietrich von Quitzow gegeben. Sonnabend be-
endet Kammerſänger Herold ſeine Gaſtſpiele als Don Joſé in
Carmen.

Selbſtmord. Ein Mann in den fünfziger Jahren iſt in der
Nacht zum 19. d. Mts. von der Klausbrücke aus in ſelbſt-

mörderiſcher Abſicht in die Saale geſprungen und ertrunken.
Der Name iſt nicht bekannt und die Leiche noch nicht gelandet.

Unfälle. Jn einem Schanklokal in der Talamtſtraße faßte
ein Werkmeiſter in ſcherzhafter Weiſe einen Schloſſer an. Hier-
Bei fielen beide hin. Der Werkmeiſter brach den rechten Unter-
ſchenkel. Von der Sanitätskolonne wurde er der Klinik zuge-
führt. Am Sonnabend nachmittag wurde in der Mansfelder
Straße ein Hundegeſchirr von einer Kraftdroſchke angefahren.
Hierbei wurde der Wagen beſchädigt und der Hund am rechten
Hinterbein leicht verletzt. Durch das Schleudern des hinteren
Teiles der Kraftdroſchte ſoll der Unfall herbeigeführt worden
ſein. Am Sonnabend abend fiel infolge eines Ohnmachts
zanfalles ein Eiſenhobler in der Lindenſtraße vom Vorderperron
eines Stadtbahnwagens auf das Pflaſter. Der Mann blieb
'beſinnungslos liegen und wurde von der Krieger-Sanitäts-
kolonne nach dem Eliſabethkrankenhauſe gebracht. Verletzungen
konnten an Ort und Stelle nicht feſtgeſtellt werden. Vor
Gr. Steinſtraße 45 glitt eine Frau aus und zog ſich einen
Knöchelbruch zu. Sie wurde mit einer Droſchke nach einer
Privatklinik gebracht. Die Schuld eines Dritten liegt nicht vor.

Unfug. Jn der vergangenen Nacht haben mehrere Stu-
ſjdenten, die aus der Saalſchloßbrauerei kamen, durch lautes
Schreien ruheſtörenden Lärm erregt. Einen Polizeiſergeanten,

dex ſie zur Ruhe ermahnte, beleidigten ſie. Einer von ihnen,
riß nach Beſteigen eines Straßenbahnwagens die Lichtleitung
iheraus er wurde vom Schaffner vom Wagen gewieſen.
Geſtern abend haben mehrere junge Burſchen auf der Neuen

Promenade dadurch groben Unfug verübt, daß ſie durch fort-
währendes Klopfen gegen die Türen und Fenſter des Ver-
ſammlungs raumes der Heilsarmee deren Gottesdienſt ſtörten.
Beim Erſcheinen eines Polizeibeamten ergriffen ſie die Flucht.

Die Feuerwehr wurde nach dem Güterbahnhofe gerufen,
woſelbſt in der Wohnung eines Gütervorſtehers ein Weih-
nachtsbaum in Brand geraten war. Der Schaden iſt unbe-
deutend. Heute früh gegen 512 Uhr wurde der Feuermelder
vor Leipziger Straße 5 unbefugter Weiſe in Tätigkeit geſetzt.
Der Täter iſt nicht ermittelt. Zur Ablöſchung eines Stuben-
brandes wurde die Feuerwehr nach Wörmlitzer Straße 5 ge

at immer mehr Berechtigung, wie

rufen. Der Schaden iſt gering. Einwohner hatten das Feuer
bereits ziemlich gelöſcht.
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Böllberg-Wörmlitz. Sozialdemokratiſcher Verein.
Am Mittwoch, den 22. Janugr, abends 8 Uhr, findet im Gaſt
hof zu Wörmlitz, die Diſtriktsverſammlung der Mitglieder des
ſozialdemokratiſchen Vereins ſtatt. Da in derſelben ein Vor
trag des Genoſſen F. Strauß Halle Ueber die Aufgaben der
politiſchen Organiſation gehalten wird, ſo iſt ein recht ſtarker
Beſuch erwünſcht. Der Vorſtand.

Dölau. Arbeiterriſiko. Um ſich ein paar Groſchen
mit zu verdienen, hat die Frau eines Arbeiters Aufwartungen
übernommen. Die beiden 3 und S ijährigen Kinder ſind ſich
nun bei Abweſenheit der Mutter ſelbſt überlaſſen. Da die
Frau aber doch für ihren Mann Eſſen beſorgen muß, hatte ſie
am Sonnabend Pöckelknochen auf das Feuer geſetzt. Der fünf-
jährige Knabe hat nun nach Weggang der Mutter ſo tüchtig
nachgeheizt, daß das Fleiſch im Topfe brannte. Durch das
Schreien der Kinder herbeigerufene Hausbewohner löſchten
das Feuer und retteten die Kinder vor Erſtickungsgefahr.

Schulanmeldung. Am Donnerstag, den 23. d., nach
mittags 3 Uhr, ſollen die zu Oſtern ſchulpflichtigen Kinder in
der neuen Schule gemeldet werden. Bei der Anmeldung iſt
Jmpfſchein und Geburtsurkunde erforderlich.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Wegen Jagdvergehens wurden ein Arbeiter und ein Maurer
aus Neukirchen zu je drei Monaten Gefängnis verurteilt.
Sie gaben zu im Monat November v. J. in den Fluren von
Benkendorf, Holleben, Schotterei und Delitz mittels Schlingen
auf Haſen die Jagd ausgeübt zu haben. An einem Abend
waren 19 bis 20 Schlingen geſtellt worden.

Seine Arbeitskollegen beſtohlen hat ein 28 jähriger Arbeiter
von Benndorf, der aus einer Arbeiterkaſerne Kleidungsſtücke
und Geld wegnahm. Als er die Kleidungsſtücke verkaufen
wollte, und er als Tärer erkannt und feſtgehalten werden
ſollte, legte er ſich einen falſchen Namen bei und bedrohte ſeine
Verfolger mit Totſchlag. Er wurde zu fünf Monaten einer
Woche Gefängnis und einer Woche Haft verurteilt,

Allerlei.
Ein Millionenſchwindler.

Die Budapeſter Polizei verhaftete den Eiſenbahn- und
Brückenbauunternehmer Jgnaz Pallos, welcher verſchiedene
Eiſenbahn-Geſellſchaften, bei denen er Direktor geweſen iſt,
ſowie in- und ausländiſche Geldinſtitute durch Unterſchla-
gung und Betrug um zuſammen acht Millionen
Kronen geſchädigt hat. Unter anderem unterſchlug er für
anderthalb Millionen Kronen Aktien der Temesvar--Varjaſer
Lokalbahn und für 2 400 000 Kronen Aktien der Mocſolad--Sio-
foker Eiſenbahn, beide Eigentum einer engliſchen Aktiengeſell-
ſchaft, indem er die in Depot genommenen Aktien zum eigenen
Nutzen verſetzte und Falſchſtücke drucken ließ, die er der Geſell
ſchaft zuſandte. Auch die Prager Escomptbank und die Ungari-
ſche Kommerzialbank in Peſt ſind mit namhaften Beträgen
geſchädigt.

Budapeſt, 18. Januar. Der verhaftete Bauunternehmer
Jgnaz Pallos hat eingeſtanden, daß er falſche Aktien im
Betrage von 10 Millionen Kronen in den Verkehr ge-
bracht habe und daß zwei ſeiner Angeſtellten an der Fälſchung
der Aktien teilgenommen haben.

Das Luftſchiff Schütte-Lanz verunglückt.
ls der Lenkballon Schütte-Lanz I in Berlin ſich am Sonn

abend auf der Rückkehr von einer Fahrt nach dem Südweſten
befand, mußte er infolge Bruchs des Höhenſteuers in Wahls-
dorf-Süd eine Notlandung vornehmen. Der Ballon wurde da-
bei gegen das Dach einer Villa geſchleudert und beſchädigt.
Von der Beſatzung der hinteren Gondel erlitt ein Maſchiniſt,
der aus der Gondel hinunterſprang, Armbrüche und einen
Oberſchenkelbruch. Durch Mannſchaften des Luftſchiffer
bataillons wurde der beſchädigte Lenkballon nach der Biesdorfer
Ballonhalle geſchleppt.

Sturmverheerungen in Amerika.
Ein furchtbarer Sturm in einer Stärke von 180 Stunden-

kilometern richtete in Neuyork großen Schaden an. Viele
Perſonen wurden verletzt. Zahlreiche Brände nahmen bei dem
herrſchenden Orkan großen Umfang an.
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Berlin, 20. Januar. Geſtern wurde die Mark Branden-
burg von einem ſtarken Gewütter mit Hagelſchlag
und Schneeſturm heimgeſucht.

Kleines Allerlei. Sämmtliche Paſſagiere des an der
portugieſiſchen Küſte geſtrandeten Dampfers Veroneſe ſind
gerettet worden. Proletariers Sterben. Jneinem Neubau in Wien wurden am Sonntag früh rings um
Koksöfen, welche zur Ausheizung der Räume aufgeſtellt waren,

achkobhachkoſe Arbeiter durch queſrüumen endes Kohlenen auf gefunden. dte e
tot, die ſechs anderen reagierten auf künſtliche Atmungsver-
ſuche, kamen jedoch nicht zum Bewußtſein und wurden ins
Krankenhaus gebracht.

n e

Letzte Nachrichten.
Neue Kriegsgefahr

Paris, 20. Januar. Matin meldet aus London: Die euro
päiſche Lage iſt äußerſt ernſt. Wenn die Türkei auf ihrer
Weigerung, Adrianopel abzutreten, beharrt, werden die Dele-
gierten der Balkanſtaaten ohne Zweifel die Verhandlungen
abbrechen. Was wird Oeſterreich mit ſeiner Million mobili-
ſierter Soldaten tun? Wie wird die Haltung Rumäniens ſein?
Oeſterreich kann einfach verlangen, daß Serbien ſofort auf
Albanien Verzicht leiſtet. Oeſterreich würde ſeine Forderung
der Botſchafterkonferenz mitteilen. Die Bevollmächtigten der
Tripel- Entente würden die Forderung Oeſterreichs nicht akzep
tieren und die Botſchafterkonferenz wäre damit zu Ende. Jn
dieſem Falle wäre alles aus.

Die Miniſterkriſe in Frankreich.
Paris, 20. Januar. Ueber die Miniſterkriſe verlautet:

Briand dürfte heute nochmals den Verſuch machen, Bourgevis
zur Uebernahme des Portefeuilles des Aeußern zu bewegen.
Falls dieſer, wie allgemein vorausgeſetzt wird, endgültig ab
lehnt, würde Briand ſich vielleicht an Millerand (h)
wenden, der ſchon wiederholt ſeine „ungewöhnliche Kompetenz“
in Fragen der auswärtigen Politik bezeugte. Auch der Obmann
des Kammerausſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten, Louis
Barthou, wird als Kandidat für den Quai d'Orſay genannt.
So glaubt das Echo de Paris zu wiſſen, daß Briand es vor-
ziehen würde, Barthou das Unterrichtsminiſterium anzuver-
trauen. Ferner heißt es, daß Briand heute neuerdings an
Delcaſſé die Aufforderung richten werde, in ſein Miniſterium
einzutreten. Falls Delcaſſé ſich hierzu bereit erkläre, würde
ihm das Portefeuille des Krieges angeboten werden. Dem
Figaro zufolge macht ſich in den Kreiſen des Parlaments be-
reits eine große Spannung bemerkbar. Jn den verſchiedenen
Gruppen der republikaniſchen Mehrheit werde die Bildung des
Kabinetts Briand ſehr günſtig aufge nommen. Die Aurore
ſchreibt: Das Miniſterium wird eine ſchwere Aufgabe durch-
zuführen haben. Es übernimmt die Staatsgewalt in einem
Augenblick, wo die republikaniſche Partei unheilbar geſpalten
ſcheint. Jn parlamentariſcher Hinſicht wird die Frage der'
Wahlreform beſondere Schwierigkeiten bieten. Der

Präſident des künftigen Kabinetts wird die vollendeſte Geſchick
lichkeit an den Tag legen müſſen, wenn er verhindern will, daß
dieſe Frage Gegenſtand eines endloſen und unhkeilvollen
Zwiſtes unter den Republikanern wird.

Blutiges Drama in der Kaſerne.
Straßburg, 20. Januar. Ein blutiges Drama hat ſich

hier bei der zweiten Kompagnie des Jnfanterie- Regiments 136
abgeſpielt. Auf einer Stube wurden Gewehre gereinigt. Der
20 Jahre alte Freiwillige Paul Werle aus Hagenau hatte ſich
dabei vor das Spind eines als jähzornig bekannten Soldaten
geſetzt. Dieſer forderte Werle auf, den Platz zu verlaſſen. Es
kam zu einem Wortwechſel, in deſſen Verlauf Werle von ſeinem
Stubenkameraden durch einen Stich ins Herz zu Boden geſtreckt
wurde. Als Mordwaffe diente eine Schere, die der Mörder
beim Gewehrreinigen zum Löſen einer Schraube benutzt hatte.

Salisbury, 20. Januar. Bei einer Dynamitexplo-
ſion in dem Artterus-Slate-Bergwerk ſind zwei Weiße
und 27 Eingeborene ums Leben gekommen.

S

verleiht ein Zartes reines esicht, rosiges jugendfrisches Aussenhen
und ein blendend schöner Teint, Alles dies erzeugt die ech.

Steckenpferd Seife
die beste Lilienmilchseiie), von Bergmann Co., Rac veub,
à Stück 50 Pfg. Ferner macht der Cream „Dada“ (Lilienmilch-
Cream) rote und spröde Haut weiß und sammetweich, Tube 50 Pfg.

a e àEs gibt immer noch Mütter. welche ihren Säuglingen zu viel
Kuhmilch geben und dadurch deren Ernährung ſtören. Nur durch
richtige Verdünnung macht man die Kuhmilch zu einer zweck-
mäßigen Säuglingsnahrung, und erſt der Zuſatz von „Kufeke“
macht ſie ſo leicht verdaulich wie die Muttermilch. 218 979

h

Mittwoch den 22. Januar 1913:

Eröffnung
Gr. Ulrichstr. 3

Hugo WMeha b
Be Die Einlösung der zu Weihnachten verausgahten Gutscheine findet von da ah statt.

meines
neuen

Parterre und I. Etage
(früher Neues Theater, Marktnähe).

Na chf.
5687

Fſeber- ind Bade-
Thermometer.

F. el wig, Chirurgie-Instrumente,
Bandagen. *1294

Male a. S., Barfüßerſtraße 10.

s ſieSpexialgesohüft am Piatze.

dauerhaft,aſchgefäße, ist
Se Zander. Frage
Mitglied d. Rabatt-Spar-Vereins.
1952 kehte Helerei- Butter
anko per Nachnahme: 6 Pfd.
iſte M. 5.60; 10 Pfd. Kiſte M. 9.B. u Bucràt via Oderderg (Schiesiea]

J Worgen u. jed. Dienstag
S 2405 Schlachtefeſt.Stoff Reste tzu Anzügen, Hoſen und Koſtümen, Große Goſenſtraße 39.

neue Auswahl, empfiehlt preiswert Jeden DienstagAgnes Zimmer. Schwetſchkeſtr. S a chte Feſt.
2406 0. GrabaumBur tb ul h Wansfelderſtraße 3.

verk. Albrechtſtr. 16, L I. Makulatur vk. Hall. Genuensca. Machtr.

Morgen, Dienstag r hS chuchspfelO. Knoche. *1985
er Vobert Franzſtr. 7.

Mit Anleitung zum Spielen.
Das intereſſanteſte aller Spiele,Ernst Haeckel

Volksausgabe. Preis 1 M. iensgat ehe rei M Preis 20 Pfg.
Volksbuchhandiung Halle a. S. Volks Buohhandlung.
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